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CEF

DIN 18920

DWA-A 138

Planfeststellungsbeschluss

Abkurzungsverzeichnis

Abkiurzungsverzeichnis

Sechzehnte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung)

am angegebenen Ort

Flachen fir Ausgleichs- oder Ersatzmaflinahmen
Absatz

Arten- und Biotopschutzprogramm Bayern

Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten
Allgemeines Ministerialblatt

Aktenzeichen

Bayerisches Gesetz Uber die entschadigungspflichtige Enteig-
nung

Bayerisches Naturschutzgesetz - Gesetz Giber den Schutz der
Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien
Natur

Bayerisches Stralen- und Wegegesetz

Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz
Bundes-Immissionsschutzgesetz - Gesetz zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen,

Gerausche, Erschitterungen und ahnliche Vorgange

Bundesnaturschutzgesetz - Gesetz liber Naturschutz und
Landschaftspflege

Bundesverwaltungsgericht

continuous ecological functionality-measures

DIN-Norm "Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz
von Baumen, Pflanzenbestanden und Vegetationsflachen bei

Baumafnahmen"

Arbeitsblatt "Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versi-
ckerung von Niederschlagswasser"
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DWA-M 153

ff

FFH-Richtlinie

FI. Nr.

GVS

i.V.m.
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m.w.N.

oFW

RAS-Ew

RAS-LP 4

RLS-90

RRB

saP

St

VRL

WHG

WSchuZR

Abkurzungsverzeichnis

Merkblatt "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regen-
wasser" der Deutschen Vereinigung fur Wasserwirtschaft
Abwasser und Abfall e.V.

fortfolgende

Flora-Fauna-Habitat Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natirlichen Lebens-
raume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen)
Flurnummer

Gemeindeverbindungsstralle

in Verbindung mit

Kostengesetz

mit weiteren Nachweisen

Offentlicher Feld- und Waldweg

Richtlinien fur die Anlage von Straf3en, Teil: Entwasserung
Richtlinien fur die Anlage von Stralen, Teil: Landschaftspflege
- Schutz von Baumen, Vegetationsbestanden und Tieren bei
Baumalnahmen

Richtlinien flr den Larmschutz an Strafl’en (Ausgabe 1990)
Regenriickhaltebecken

Spezielle Artenschutzrechtliche Prufung

Staatsstralle

Urteil vom

Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 79/409/EWG des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009
Uber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten)

Wasserhaushaltsgesetz

Richtlinien fur Wildschutzzaune an Bundesfernstra3en (Aus-
gabe 1985)
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Die Regierung von Oberfranken erlasst folgenden Planfeststellungsbeschluss:

A. Entscheidung

Feststellung des Plans

Der Plan fur den Ausbau der St 2184 "CreufRen — Kirchenlaibach" von Bau-
km 0+400 bis Bau-km 2+730 6stlich von Unterschwarzach auf dem Gebiet der
Stadt Creuf3en und der Gemeinde Speichersdorf, Landkreis Bayreuth wird mit
folgenden Nebenbestimmungen (siehe Abschnitt A.6) sowie den sich aus den
Deckblattern und Roteintragungen in den Planunterlagen ergebenden Ande-
rungen und Ergdnzungen gemal Art. 36 ff BayStrWG i.V.m. Art. 72 ff
BayVwVfG festgestellt. Der Ubrige Planfeststellungsantrag fur die St 2184 wird
abgetrennt.

Festgestellte Planunterlagen

Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen:

Unterlage | Blatt Bezeichnung (Inhalt) MafRstab

Erlauterungsbericht
Ubersichtskarte 1:50.000
Ubersichtsluftbild 1:5.000

1 Lageplan (Bau-km 0+000 — Bau-km 0+450) 1:500

2 Lageplan (Bau-km 0+450 — Bau-km 1+300) 1:1.000

3 Lageplan (Bau-km 1+300 — Bau-km 2+200) 1:1.000

4 Lageplan (Bau-km 2+200 — Bau-km 2+730) 1:1.000

1 Hoéhenplan St 2184 1:2.500/250

2 Hohenplan GVS Oberschwarzach, GVS Nairitz 1:1.000/100
Landschaftspflegerische MaRnahmen

1 MafRnahmenplan (Bau-km 0+000 — Bau-km 0+460) 1:1000
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2 MalRnahmenplan (Bau-km 0+390 — Bau-km 0+840) 1:1000
3 MafRnahmenplan (Bau-km 0+800 — Bau-km 1+910) 1:1000
4 MafRnahmenplan (Bau-km 1+870 — Bau-km 2+360) 1:1000
5 MaRnahmenplan (Bau-km 2+220 — Bau-km 2+730) 1:1000
9.2 Malnahmenblatter
9.2E Erganzung zum landschaftspflegerischen Begleit-
plan — Anpassung einzelner Ausgleichs- und Er-
satzmalnahmen (aufgestellt am 01.12.2016)
9.3 Tabellarische Gegentberstellung von Eingriff und
Kompensation
10 Grunderwerb
10.1 1 Grunderwerbsplan (Bau-km 0+000 - Bau-km | 1:500
0+450)
2 Grunderwerbsplan (Bau-km 0+450— Bau-km 1+300) | 1:1.000
3 Grunderwerbsplan (Bau-km 1+300 - Bau-km | 1:1.000
2+200)
4 Grunderwerbsplan (Bau-km 2+200 - Bau-km | 1:1.000
2+730)
10.2 Grunderwerbsverzeichnis
11 Regelungsverzeichnis
12 Widmung/Umstufung/Einziehung 1:2.500
14 Stralienquerschnitt
14 1 StraRenquerschnitt St 2184 1:50
14 2 Strallenquerschnitt 6FW 1:50
17 Immissionstechnische Untersuchungen
171 Erlduterungsbericht zu den schalltechnischen Be-
rechnungen
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18 Wassertechnische Untersuchungen
18.1 Erlauterungen zu den wassertechnischen Untersu-
chungen
18.2 Lageplan der Entwasserungsabschnitte 1:2.500
18.3 Systemplan Absetz- und Regenruckhaltebecken 1:200, 1:25
19 Umuweltfachliche Untersuchungen
19.1 Landschaftspflegerischer ~ Begleitplan (weitere
Unterlagen)
19.1.1 Landschaftspflegerischer Begleitplan — Textteil —
19.1.2 Bestands- und Konfliktplan 1:2.500
19.1.3 Spezielle artenschutzrechtliche Prifung (saP)

Die Planunterlagen sind vom Staatlichen Bauamt Bayreuth — soweit nicht an-
ders angegeben — unter dem Datum 08.08.2014 aufgestellt.

StraBenrechtliche Verfiigungen

Hinsichtlich der Staatsstralle St 2184 sowie den sonstigen im Vorhabenbe-
reich gelegenen offentlichen Wegen wird, soweit nicht Art. 6 Abs. 8 und Art. 8
Abs. 6 BayStrWG gelten, verflgt, dass

e die nach den festgestellten Planunterlagen aufzulassenden Teile mit der
MalRgabe eingezogen werden, dass die Einziehung mit der Sperrung wirk-
sam wird,

o die nach den festgestellten Planunterlagen zur Umstufung vorgesehenen
Teile mit der Malkgabe umgestuft werden, dass die Umstufung mit der In-
gebrauchnahme fiir den neuen Verkehrszweck wirksam wird und

o die nach den festgestellten Planunterlagen neu zu erstellenden Teile zu
den jeweils dort vorgesehenen Stral3enklassen mit der Mal3gabe gewid-
met werden, dass die Widmung mit der Verkehrsibergabe wirksam wird,
sofern die Widmungsvoraussetzungen zu diesem Zeitpunkt vorliegen.

Die einzelnen Regelungen ergeben sich unter Berlicksichtigung der Anderun-
gen durch die Nebenbestimmungen zu diesem Bescheid aus dem Plan "Wid-
mung — Umstufung — Einziehung" (Unterlage 12).
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41

4.2

Das Wirksamwerden der stral3enrechtlichen Verfigungen ist der das Stral3en-
verzeichnis fihrenden Behdrde mitzuteilen.

Wasserrechtliche gehobene Erlaubnis
Gegenstand

Dem Freistaat Bayern, vertreten durch das Staatliche Bauamt Bayreuth (nach-
folgend: Vorhabentréager) wird im Einvernehmen mit der Unteren Wasser-
rechtsbehérde am Landratsamt Bayreuth gem. §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nr. 4, 15
und 19 Abs. 1, 3 WHG die stets widerrufliche Erlaubnis erteilt, nach MaRgabe
der festgestellten Planunterlagen folgende Einleitungen vorzunehmen:

Entwasserungsabschnitt 1 (Bau-km 0+400 bis 0+720): Einleitung von Stra-
Renoberflachenwasser bei Einleitungsstelle E1 in den Almosbach, gedrosselt
auf 7,6 I/s.

Entwasserungsabschnitte 3 (Bau-km 1+235 bis 1+705) und 5 (Bau-km 2+375
bis 2+590): Einleitung von Stra’enoberflachenwasser bei Einleitungsstelle E2
in den Almosbach, gedrosselt auf 5 I/s.

Entwasserungsabschnitt 6 (Bau-km 2+590 bis 2+730): Einleitung von Stra-
Renoberflachenwasser bei Einleitungsstelle E3 in den Strallengraben, ge-
drosselt auf 3,1 I/s.

Plan, Nebenbestimmungen

Den Benutzungen liegen die Planfeststellungsunterlagen und der im Rahmen
des Verfahrens nachgereichte Lageplan Entwasserung vom 22.08.2017 zu-
grunde. Die unter A.6.1 getroffenen Nebenbestimmungen gelten auch fur die
wasserrechtliche Erlaubnis.

Ausnahmen, Befreiungen

Fur die Uberbauung/Beseitigung der gesetzlich geschiitzten Biotope werden
Ausnahmen zugelassen (§ 30 Abs. 1, Abs. 3 BNatSchG, Art. 23 Abs. 3 Bay-
NatSchG).

Ebenso werden Ausnahmen im Hinblick auf die Beeintrachtigung von Hecken,
lebenden Zaunen, Feldgehodlzen und -geblschen und sonstigen geschuitzten
Landschaftsbestandteilen zugelassen (§§ 39 Abs.5, Abs.7 BNatSchG,
Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Art. 16 Abs. 2, Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG).

Nebenbestimmungen
Regelungen bzw. Mallnahmen, Uber die im Laufe des Verfahrens eine Zusage

von Seiten des Vorhabentragers bindend abgegeben wurde, bzw. Uber die mit
Dritten eine Vereinbarung geschlossen wurde, sind zu beachten bzw. durch-
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6.1

6.1.1

6.1.10

zuftihren. Sie sind jedoch nur insoweit Gegenstand dieses Planfeststellungs-
beschlusses, als sie ihren Niederschlag in den festgestellten Unterlagen oder
dem verfahrensgegenstandlichen Schriftverkehr gefunden haben und sich aus
dem Planfeststellungsbeschluss nichts anderes ergibt.

Dem Vorhabentrager werden folgende Verpflichtungen auferlegt, die jeglichen
zeichnerischen oder schriftlichen Darstellungen in den festgestellten Planun-
terlagen vorgehen:

Wasserwirtschaft

Die Funktionsfahigkeit der bestehenden Drainagen ist wahrend und nach
Abschluss der Baumallnahmen sicherzustellen. Evtl. abgeschnittene Draina-
gen sind funktionsfahig umzugestalten.

Graben zur Ableitung von Niederschlagswasser der Straflenflache durfen
(z.B. durch Sohlschalen) nur dort befestigt werden, wo dies aus technischen
Grunden zwingend notwendig ist.

Durch die vorgesehenen Entwasserungseinrichtungen ist eine schadlose
Ableitung des gesammelten Oberflachenwassers sicherzustellen.

Bei der Bauausfihrung ist darauf zu achten, dass keine hauslichen Abwasser
und Abwasser von Hofflachen in die StralRenentwasserung eingeleitet werden.

Zur Ableitung des gesammelten Wassers aus dem Regenrickhaltebecken
RRB 1-1 ist eine Kanalleitung im unbefestigten Griinweg FI. Nr. 3133 der Ge-
markung Neuhof zu verlegen, die Uber den bestehenden Graben entlang der
Ortsstral’e nach Oberschwarzach in den Almosbach entwassert (Einleitungs-
stelle E 2, vgl. Lageplan Entwasserung vom 22.08.2017)

Der Drosselabfluss am Auslaufbauwerk des RRB 1-1 darf bei Niedergehen
des Bemessungsregens maximal 5 I/s betragen.

Das RRB ist gemall RAS-Ew als Nassbecken mit flachen Uferbdschungen,
Wassertiefe des standigen Grundsees von mind. 1,50 m und mit Abscheider
fur Leichtflussigkeiten auszubilden. Durch Tauchwande vor dem Auslaufbe-
reich ist sicherzustellen, dass auch im Hochwasserfall keine Schwimmstoffe
ausgeschwemmt werden.

Die Hochwasserentlastungen der geplanten Becken sind vor Bauausfuihrung
zu dimensionieren und mit dem Wasserwirtschaftsamt Hof abzustimmen.

Der Auslauf des RRB ist absperrbar mittels Schieber zu gestalten.

Das Freibordmal® der Absetz- und Rickhaltebecken zwischen Dammkrone
und héchstem Stauziel muss mind. 0,30 m betragen.
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6.1.

6.1

6.1

6.1

6.1

6.1

6.1

6.1

6.1

11

12

A3

14

15

16

A7

18

19

6.1.20

6.2

6.2.

1

6.2.2

Der Zulauf von Oberflachenwasser aus der Flache ist zu verhindern.

Die Entwasserungseinrichtungen (Absetz- und Rickhaltebecken) sind regel-
maRig, nach Unfallen mit wassergefahrdenden Stoffen, nach dem Ende einer
Frostperiode, nach Starkregen und nach langen Trockenperioden zu kontrol-
lieren. Dabei ist insbesondere auf ausreichende Wasserflllung zu achten.

Im Absetzbecken abgelagerte Sinkstoffe sowie bereits geringe Mengen an
Leichtflissigkeiten sind regelmafig zu entfernen und ordnungsgemafl zu be-
seitigen.

Bei Unfallen mit wassergefahrdenden Stoffen im Einzugsbereich der Becken
sind deren Ablaufe zu verschlieen. Die sich im Becken ansammelnden was-
sergefahrdenden Stoffe sind umgehend schadlos zu beseitigen.

Der Abscheider und die Rohrleitungen sind nach jedem Schadensfall griind-
lich zu reinigen.

Falls das Regenrlckhaltebecken aus betrieblichen Grinden abgelassen
werden muss, ist dies so vorzunehmen, dass kein Schwall entsteht und unter-
liegende Gewasserstrecken und Anlagen nicht schadlich beeinflusst werden.
Es ist zu vermeiden, dass Schlamm abgetrieben werden kann.

Beim Bau und Betrieb des RRB sind die RAS-Ew zu beachten.

Das einzuleitende Wasser darf keine fir das Gewasser schadlichen Konzent-
rationen an Schadstoffen sowie keine mit dem Auge wahrnehmbaren
Schwimmstoffe oder sonstigen Verunreinigungen aufweisen.

Die Einleitungsstelle in das Gewasser ist strdmungsglinstig anzulegen, damit
eine sofortige Vermischung erfolgen kann.

Die Unterhaltung der Graben, in die Niederschlagswasser abgeleitet werden
soll, obliegt dem Strallenbaulasttrager.

Natur- und Landschaftsschutz, Artenschutz

Rodungsarbeiten dirfen nur aulderhalb der Vogelbrutperiode (1. Marz bis 30.
September) durchgefuhrt werden.

Baustelleneinrichtungen und die Anlage von Lagerplatzen dirfen nicht auf
Okologisch wertvollen Flachen vorgenommen werden. Zum Schutz von wert-
vollen Biotopstrukturen sind die Schutzmalnahmen gem. DIN 18920 und
RAS-LP 4 (Zaune und Hecken, Feuchtflachen und Gehdlze) anzuwenden. Die
Tabuflachen flr den Baubetrieb sind im Geléande durch Bretterzaun oder Flat-
terleinen zu kennzeichnen und zu beachten.
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6.2.3

6.2.4

6.2.5

6.2.6

6.2.7

6.2.8

6.2.9

6.2.10

6.2.11

6.2.12

6.2.13

6.3

6.3.1

6.3.2

Im Durchlass am Almosbach sind beidseitig am Gewasserufer Trockenstreifen
fur Wanderbewegungen von Tierarten zu schaffen.

Es ist eine dkologische Bauleitung einzurichten.

Gestaltung und Pflege der A/E-Flachen sind im Detail mit der unteren Natur-
schutzbehérde am Landratsamt Bayreuth abzustimmen. Der Vorhabentrager
Ubermittelt hierzu die Gestaltungs- und Pflegeplane.

Auf den A/E-Flachen sind autochthone Geholze zu verwenden.

Die A/E-Flachen sind spatestens 1 Jahr nach der Verkehrsfreigabe fertig zu
stellen.

Die ACEF-MaRnahmen 1-4 missen 1 Jahr vor Baubeginn wirksam sein, d.h.
mit der BaumalRnahme darf erst begonnen werden, wenn die festgesetzten
Flachen von ACEF 1 und 2 vom Vorhabentrager erworben, gestaltet und be-
siedelt sind, so dass der artenschutzrechtliche Verbotstatbestand nicht eintritt.

Die A/E-Flachen sind solange zu pflegen und zu unterhalten, wie der Eingriff
wirkt.

Bei den sud-/westexponierten Einschnittsbdschungen ist auf eine Oberbo-
denandeckung und Einsaat zur Selbstbesiedelung von standortgerechten
Krautern und Grasern sowie als Lebensraum fur Reptilien zu verzichten. An-
stehendes offenes Gestein ist zu erhalten.

Das RRB ist naturnah (Erdbecken mit geschwungenen Uferlinien) zu gestal-
ten. Betonverbau und Versteinungen sind, soweit es sich nicht um technisch
notwendige Einbauten handelt, zu vermeiden. Flache Uferzonen sind einzu-
planen.

Die angeschnittenen Waldmantel sind zeitnah zu unterpflanzen.

Vor und nach Abschluss der MalRnahme ist eine Besprechung mit der unteren
Naturschutzbehdérde am Landratsamt Bayreuth durchzufuhren.

Larmschutz

Die durch die Bauausfuhrungen zu erwartenden Schallimmissionen sollen auf
die Zeit vom 07:00 bis 20:00 Uhr und in dieser Zeit auf ein Mindestmal} be-
schrankt werden.

In ihrem Anwendungsbereich sind die Regelungen der "Verordnung zur Ein-
fuhrung der Gerate- und Maschinenlarmschutzverordnung" vom 29.08.2002
(32. BImSchV, BGBI. S. 3478) sowie die "Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zum Schutz gegen Baularm" vom 19.08.1970 (MABI 1/1970, S.2) zu beach-
ten.
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6.3.3

6.4

6.5

6.5.1

6.5.2

6.5.3

6.6

6.6.1

6.6.2

6.6.3

Der Zulieferverkehr soll, wenn er durch schutzwirdige Wohngebiete gefuhrt
werden muss, ausschlief3lich tagsuber abgewickelt werden. Massenguttrans-
porte sollen tber Wege aulerhalb von schutzwirdigen Wohngebieten geleitet
werden.

Denkmalschutz

Falls durch die Baufirmen oder andere am Bau beteiligte Personen archaolo-
gische Befunde und/oder Funde beim Bau entdeckt werden sollten, ist dies
dem Bayerischen Landesamt flir Denkmalpflege, Hofgraben 4, 80539 Miin-
chen bzw. der Unteren Denkmalschutzbehérde am Landratsamt Bayreuth,
Markgrafenallee 5, 95448 Bayreuth, unverzuglich zu melden. In diesem Fall
sind die Ausgrabungen durch den Vorhabentrager zu beauftragen und zu fi-
nanzieren.

Sonstige offentliche Belange

Beginn und Ablauf der MalRnahme sind der Deutschen Telekom Technik
GmbH, Dieselstralle 43, 90441 Nirnberg, so friih wie moglich, spatestens drei
Monate vor Baubeginn schriftlich anzuzeigen.

Arbeiten im Gefahrdungsbereich der Anlagen der Bayernwerk AG sind recht-
zeitig mit dem zustandigen Netzcenter (Bayernwerk AG, Netzcenter Kulm-
bach, Hermann-Limmer-Strale 9, 95326 Kulmbach, Tel. 09221-8080) abzu-
stimmen.

Sofern im Bereich von im Zuge der Ausfuhrung der MalRnahme angeschnitte-
nen Waldrandern in der Zeit bis zum Ausbau eines stabilen neuen Waldman-
tels Sturmschaden in kinftigen Waldrandbereichen entstehen, die darauf zu-
rickgeflihrt werden kénnen, dass die Unterpflanzung im Waldmantelbereich
noch nicht ausreichend wirksam ist, sind diese vom Vorhabentrager zu ent-
schadigen.

Anordnungen im Interesse Betroffener

Die bestehenden Baume auf FI. Nr. 2957, Gemarkung Neuhof, sind, soweit
sie im Geltungsbereich dieses Beschlusses liegen, in Abstimmung mit dem
Grundstlckeigentimer zu verpflanzen oder zu entschadigen.

Der 6FW auf FI. Nr. 3094, Gemarkung Neuhof, ist bis zur Einmindung in den
OFW auf FI. Nr. 2998, Gemarkung Neuhof, zu befestigen. Das Teilstliick des
OFW auf Fl. Nr. 2998, Gemarkung Neuhof, zwischen der Einmindung des
OFW auf FI. Nr. 3094, Gemarkung Neuhof, und dem 6FW RV. Nr. 5.17 ist
auszubauen.

Die Einmindung des 6FW auf Fl. Nr. 2962, Gemarkung Neuhof, ist beizube-
halten und an die neuen Verhaltnisse anzupassen.
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6.6.4

6.6.5

6.6.6

6.6.7

6.6.8

6.6.9

6.6.10

Bei Bau-km 1+705 ist eine Zufahrt zu den Grundstiicken Fl. Nr. 2968, Gemar-
kung Neuhof, und FI. Nr. 3102, Gemarkung Neuhof, zu schaffen.

Auf den Neubau des Weges (RV. Nr. 5.5) zwischen dem 6FW auf Fl. Nr.
2869, Gemarkung Neuhof, bei Bau-km 0+442 und dem 6FW auf FI. Nr. 3132,
Gemarkung Neuhof, bei Bau-km 0+615 (RV. Nr. 5.5) ist zu verzichten. Die
Einmindung des 6FW auf FI. Nr. 3132, Gemarkung Neuhof, bei Bau-km
0+613 ist an die neuen Verhaltnisse anzupassen.

Bei Bau-km 0+930 ist eine Zufahrt zum Grundsttick Fl. Nr. 3131, Gemarkung
Neuhof, anzulegen und bituminds zu befestigen, sofern der Eigentiimer dies
wlnscht.

Die Zufahrt zu und Bewirtschaftung der land- und forstwirtschaftlichen Grund-
stucke ist auch wahrend der BaumalRnahme so weit mdglich sicherzustellen.

Als Abtrennung des 6FW (RV. Nr. 2.4.) und der GVS nach Nairitz zum Grund-
stick FI. Nr. 52, Gemarkung Kodlitz, ist am nérdlichen Rand des Grundsti-
ckes ein Graben anzulegen.

Der Weg auf FI. Nr. 2970, Gemarkung Neuhof, ist an die St 2184 anzuschlie-
Ben.

Zur ErschlieBung der 6stlichen Teilflache des Grundstlickes Fl. Nr. 3634,
Gemarkung Neuhof, ist eine Verbindung mit der StaatsstralRe Uber das be-
nachbarte Grundstiick FI. Nr. 3641 zu schaffen.

Entscheidungen tiber Einwendungen und Stellungnahmen

Die im Verfahren erhobenen Einwendungen werden zuriickgewiesen, soweit
sie nicht durch Nebenbestimmungen, durch Plananderungen oder durch Zu-
sagen des Vorhabentragers berlcksichtigt worden sind oder sich im Laufe des
Verfahrens auf andere Weise erledigt haben.

Insbesondere werden folgende Einwendungen und Forderungen zurlckge-
wiesen:

- Grundsatzliche Einwande gegen das Strallenbauvorhaben,
- die Forderung nach dem Anlegen eines stral’enbegleitenden Radweges,

- Forderungen nach zusatzlichen Auflagen im Interesse der Land- und Forst-
wirtschaft sowie der Jagdaustbung, soweit diese nicht in A.6.5.3 und A.6.6
geregelt worden sind, und

- Forderungen nach Regelungen zum Grunderwerb und zur Entschadigung,
soweit sie keinen Niederschlag in den Nebenbestimmungen unter A.6.6 ge-
funden haben.
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8 Kostenentscheidung

Die Kosten des Planfeststellungsverfahrens tragt der Freistaat Bayern.
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B. Sachverhalt

1 Beschreibung des Vorhabens

Das planfestgestellte Bauvorhaben umfasst den Ausbau der St 2184 6stlich
von Unterschwarzach auf dem Gebiet der Stadt CreuRen und des Landkreises
Bayreuth. Am Bauende schliefdt die Planung an den bereits ausgebauten
Streckenabschnitt der St 2184 westlich von Windischenlaibach auf dem Ge-
biet der Gemeinde Speichersdorf an.

Die St 2184 wird im betroffenen Streckenabschnitt mit einer Fahrbahnbreite
von 6,50 m neu trassiert. Die GVS nach Oberschwarzach (Bau-km 1+205), die
GVS nach Nairitz (Bau-km 2+605) und das landwirtschaftliche Wegenetz wer-
den hdéhengleich an die St 2184 angeschlossen.

2 Ablauf des Planfeststellungsverfahrens

Mit Schreiben vom 08.08.2014 beantragte das Staatliche Bauamt Bayreuth,
fur den Ausbau der St 2184 "Creulien — Kirchenlaibach" in und &stlich von Un-
terschwarzach das Planfeststellungsverfahren gem. Art 36 BayStrWG i.V.m.
Art. 72 ff BayVwVfG durchzufuhren.

Die Planunterlagen lagen in der Zeit vom 06.10.2014 bis einschlie3lich
06.11.2014 bei der Verwaltungsgemeinschaft Creuf3en und in der Zeit vom
06.10.2014 bis 07.11.2014 in der Gemeinde Speichersdorf zur allgemeinen
Einsicht offentlich aus. Die Auslegung wurde im Mitteilungsblatt der Verwal-
tungsgemeinschaft Creufden und in den gemeindlichen Info-Kasten der Ge-
meinde Speichersdorf bekannt gemacht. Bei der Verdéffentlichung wurde da-
rauf hingewiesen, dass Einwendungen gegen den Plan bis spatestens zwei
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift der
Verwaltungsgemeinschaft Creuflen bzw. der Gemeinde Speichersdorf oder
bei der Regierung von Oberfranken zu erheben sind. Von dem Planfeststel-
lungsverfahren Betroffene, die ihre Wohnung nicht im Gebiet der Verwal-
tungsgemeinschaft Creufden oder der Gemeinde Speichersdorf haben, wur-
den durch diese postalisch von der Auslegung informiert.

Die Regierung gab folgenden Behdrden, sonstigen Tragern offentlicher Be-
lange und Vereinigungen Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Vorhaben:

e Bayerischer Bauernverband, Hauptgeschaftsstelle Bamberg
o Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Bayreuth
e Bezirk Oberfranken, Fachberatung fir Fischerei

e Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege, Abteilung B
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e Amt fir landliche Entwicklung Oberfranken

o Wasserzweckverband CreulRener Gruppe

e Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH

e Kabel Deutschland GmbH Vertrieb und Service GmbH und Co.KG
e Bayernwerk AG

e Ferngas Nordbayern GmbH

e Colt Technology Services GmbH

e Level 3 Communications

e Bund Naturschutz in Bayern e.V.

e Landesbund fur Vogelschutz

o Landesjagdverband Bayern e.V.

e Landesfischereiverband Bayern e.V.

e Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Bayern e.V.

o Regierung von Oberfranken SG 24, Raumordnung, Landes- und Regio-
nalplanung

¢ Regierung von Oberfranken SG 34, Stadtebau
e Regierung von Oberfranken SG 50, Technischer Umweltschutz
¢ Regierung von Oberfranken 51, Naturschutz

Die im Anhdrungsverfahren abgegebenen Stellungnahmen der Trager 6ffentli-
cher Belange und die gegen den Plan erhobenen privaten Einwendungen
wurden mit den Beteiligten am 27.04.2016 im Sitzungssaal des Neuen Rat-
hauses CreufRen erdrtert. Zeit und Ort des Erorterungstermins wurden in den
gemeindlichen Info-Kasten der Gemeinde Speichersdorf ab 05.04.2016 bzw.
im Mitteilungsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Creu’en am 15.04.2016
ortsiiblich bekannt gemacht. Uber den Erérterungstermin wurde eine Nieder-
schrift gefertigt.

Da die Stadt Creufl3en im Bereich der Ortsdurchfahrt von Unterschwarzach die

Anlage eines Gehsteigs winscht, der in der gegenstandlichen Planung nicht
vorgesehen ist, beantragte der Vorhabentrager mit E-Mail vom 10.05.2017 die
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Abtrennung des Planfeststellungsverfahrens fir den Bereich innerhalb der
Ortsdurchfahrt von Unterschwarzach von Bau-km 0+000 bis 0+400 und den
Erlass eines Planfeststellungsbeschlusses flir den Rest der Ausbaustrecke.
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1.1

1.2

1.2.1

C. Entscheidungsgriinde

Die Entscheidung beruht auf folgenden Erwagungen:
Verfahrensrechtliche Beurteilung

Notwendigkeit der Planfeststellung (einschlieBlich der Rechtsgrundla-
gen, Zustiandigkeit, Konzentrationswirkung, FolgemaRRnahmen)

Die Regierung von Oberfranken ist gemaf Art. 39 Abs. 1 BayStrWG und Art. 3
BayVwVfG die sachlich und értlich zustandige Behdrde, um das Anhérungs-
verfahren durchzufiihren und den Plan festzustellen.

Bestehende Staatsstrallen dirfen nur dann wesentlich geandert werden,
wenn vorher der Plan festgestellt ist, Art. 36 Abs. 1 Satz 2 BayStrWG. Die
Planfeststellung entfallt vorliegend nicht aus den in Art. 38 Abs. 3 BayStrWG
und Art. 74 Abs. 7 BayVwVfG genannten Grunden.

Durch die Planfeststellung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschlieRlich
der notwendigen Folgemalnahmen im Hinblick auf alle von ihr berlhrten 6f-
fentlichen Belange festgestellt. Es werden alle o6ffentlich-rechtlichen Bezie-
hungen zwischen dem Trager des Vorhabens und den durch den Plan Be-
troffenen rechtsgestaltend geregelt. Neben der Planfeststellung sind andere
behdrdliche Entscheidungen nach Landes- oder Bundesrecht, insbesondere
offentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligun-
gen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich (Art. 75 Abs. 1
BayVwVfG). Hiervon ausgenommen sind wasserrechtliche Erlaubnisse nach
§ 8 WHG. Auf Grund von § 19 Abs. 1 WHG kann die Planfeststellungsbehoérde
jedoch auch Uber die Erteilung wasserrechtlicher Erlaubnisse in diesem Plan-
feststellungsbeschluss entscheiden. Gleiches gilt nach Art. 6 Abs. 6, Art. 7
Abs. 5, Art. 8 Abs. 5 BayStrWG fur die stralenrechtlichen Verfuigungen nach
dem Bayerischen Stral3en- und Wegegesetz.

Verfahren zur Priifung der Umweltauswirkungen
Umweltvertraglichkeitsprifung

Bei der Planfeststellung sind die vom Vorhaben berihrten 6ffentlichen und
privaten Belange einschlief3lich der Umweltauswirkungen zu bericksichtigen.
Eine Umweltvertraglichkeitsprifung war fir das Vorhaben nicht durchzuflih-
ren, da die in Art. 37 BayStrWG genannten Voraussetzungen hier nicht vorlie-
gen. Die relevanten Umweltauswirkungen sind jedoch in der Planunterlage
19.1 behandelt und in diesem Beschluss berucksichtigt worden.
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1.2.2

1.2.3

21

Vertraglichkeitsprifung Natura-2000-Gebiete

Im betroffenen Raum befindet sich kein NATURA-2000-Gebiet, welches durch
das planfestgestellte Vorhaben betroffen ist. Das nachstgelegene FFH-Gebiet
6035-372 "Rotmain-, Mistelbach- und Olschnitztal um Bayreuth" befindet sich
ca. 5 km westlich von Unterschwarzach. Ein Verfahren zur Prufung der Ver-
traglichkeit des Strallenbauprojekts mit dem Erhaltungszielen eines NATURA-
2000-Gebietes im Sinne des § 34 BNatSchG war somit nicht erforderlich.

Spezielle artenschutzrechtlichen Prufung

Die Prufung des speziellen Artenschutzes (saP) nach §§ 44, 45 BNatSchG ist
grundsatzlich Voraussetzung fur die naturschutzrechtliche Zulassung eines
Vorhabens. Sie soll die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande nach
§ 44 BNatSchG beziglich der gemeinschaftsrechtlich geschitzten Arten (alle
europaischen Vogelarten gemal Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie sowie Arten
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) ermitteln und darstellen sowie prifen, ob
die naturschutzfachlichen Voraussetzungen fir eine Ausnahme von den Ver-
boten gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG gegeben sind. Um der Planfeststellungs-
behdrde die Entscheidung zu ermdglichen, ob ein Verbotstatbestand dber-
haupt vorliegt, oder welche Ausnahmen ggf. unter welchen Bedingungen zu-
gelassen werden kdnnen und ob die hierfir notwendigen Voraussetzungen
gegeben sind, liel der Vorhabentrager ein Gutachten erstellen (Gutachten der
GFN-Umweltplanung, Unterlage 19.1.3 — spezielle artenschutzrechtliche Pru-
fung). Zugrunde gelegt wurden dabei die im Schreiben der Obersten Baube-
hérde vom 12.02.2013, Az. 11Z7-4022.2-001/05 eingeflihrten "Hinweise zur
Aufstellung der Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung in der
StralRenplanung (saP)".

Materiellrechtliche Wiirdigung
RechtmaRigkeit der Planung

Das Vorhaben wird zugelassen, da es im Interesse des 6ffentlichen Wohls un-
ter Beachtung der Rechte Dritter im Rahmen der planerischen Gestaltungs-
freiheit vernlnftigerweise geboten ist. Die verbindlich festgestellte Stralenpla-
nung entspricht den Ergebnissen der vorbereitenden Planung, ist auch im
Hinblick auf die enteignungsrechtliche Vorwirkung gerechtfertigt, berticksich-
tigt die in den Stralengesetzen und anderen gesetzlichen Vorschriften zum
Ausdruck kommenden Planungsleitsatze, Gebote und Verbote und entspricht
schliel3lich den Anforderungen des Abwagungsgebotes.

Soweit notwendig, werden Schutzmallnahmen nach Art. 74 Abs. 2
Satz 2 BayVwVfG getroffen. Art. 74 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG sieht Auflagen
zum Wohle der Allgemeinheit oder zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf
Rechte anderer vor. Eine Entschadigung nach Art.74 Abs. 2
Satz 3 BayVwVfG setzt voraus, dass (weitere) SchutzmalRnahmen nicht még-
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2.2

lich sind, weil sie sich als unzureichend oder angesichts der Hohe ihrer Kosten
als unverhaltnismaRig erweisen. Art. 74 Abs. 2 Satz 3 BayVwVfG begriindet
hingegen keinen Anspruch auf einen Ausgleich aller Vermdgensnachteile,
welche ein Planungsvorhaben ausldst (BVerwG, U. v. 24.05.1996, NJW 1997,
142). Die Festsetzung von Schutzauflagen ist eine gebundene Entscheidung,
d.h. eine Auflage ist anzuordnen, wenn die rechtlichen Voraussetzungen ge-
geben sind und sie darf nicht angeordnet werden, wenn diese fehlen. Unter
mehreren geeigneten MalRnahmen kann — mit der gebotenen Rucksichtnahme
— im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit entschieden werden.

Planrechtfertigung

Nach Art. 9 Abs. 1 S. 2 BayStrWG haben die Trager der Straflenbaulast die
Strallen in einem dem gewdhnlichen Verkehrsbedtirfnis und den Erfordernis-
sen der offentlichen Sicherheit und Ordnung genligenden Zustand zu bauen
und zu unterhalten. Das Vorhaben ist erforderlich, um den derzeitigen und
insbesondere den kunftig zu erwartenden Verkehr sicher und reibungslos be-
waltigen zu kdénnen.

Die Teilstrecke "Creuflen — Kirchenlaibach" der St 2184 verbindet die Grund-
zentren CreufRen und Speichersdorf sowie deren Gemeindeteile untereinander
und stellt insbesondere flr Berufspendler aus dem stdoéstlichen Landkreis
Bayreuth eine wichtige StraRenverbindung zum Bundesfernstral’ennetz dar.
Die St 2184 ist westlich und dstlich der Ausbaustrecke mit einer Fahrbahnbrei-
te von 5,5m bzw. 6,5 m bereits ausgebaut. Im hier gegenstandlichen Aus-
baubereich weist sie derzeit lediglich eine Breite von 4,80 m auf.

Die vorhandene unstetige Linienfuhrung der St 2184 6stlich der Ortsdurchfahrt
von Unterschwarzach entspricht nicht den Vorgaben der einschlagigen Richt-
linien. Die ausgefahrenen Bankette zeigen, dass im Begegnungsfall zweier
LKW auf das Bankett ausgewichen werden muss. Der Fahrbahnaufbau ist
nicht ausreichend frostsicher, es kommt zu Unebenheiten in der Fahrbahn-
oberflache. Unubersichtliche Waldstrecken und eine zu geringe Kuppenaus-
rundung am Ende der Ausbaustrecke behindern die Sicht.

Die St 2184 ist nach der Straflenverkehrszahlung SVZ 2010 im plangegen-
standlichen Streckenabschnitt mit einem DTV, von 939 Kfz/24h belastet.
Der Schwerverkehrsanteil liegt mit 53 Kfz/24h bei ca. 5,6 %. Fur das Progno-
sejahr 2025 ist mit einer Zunahme des Verkehrs zu rechnen. Die kiinftige Ver-
kehrsbelastung wurde Uber die Trendprognose nach HBS aus den — den
Planunterlagen zugrunde liegenden — Straflenverkehrszahlungen SVZ 2010
ermittelt. Demnach ergabe sich fir die Ausbaustrecke ein DTV,q5 von 982
Kfz/24h, der Schwerlastverkehrsanteil l1age mit 63 Kfz/24h bei 6,4 %. Aus den
aktuellen Daten der StralRenverkehrszahlung SVZ 2015 ergibt sich nichts an-
deres. Fur die Ausbaustrecke wurde ein DTVyq¢5 von 1.105 KfZ/24h ermittelt.
Der Schwerlastverkehrsanteil liegt bei 70 KfZ/24h. Insofern wurde der Prog-
nosewert bereits 2015 Uberschritten. Dies unterstreicht nur die Notwendigkeit
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2.3

2.31

2.3.2

der Planung. Die immissionsschutzrechtliche Beurteilung bleibt hiervon unbe-
ruhrt. Im gegenstandlichen Bereich sind keine Immissionspunkte tangiert.

Durch die Planung werden vorhandene Defizite in der Linienflihrung, die zu
geringe Fahrbahnbreite und der unzureichende Fahrbahnaufbau sowie die
fehlende Haltesicht auf der St 2184 beseitigt. Die Planung verbessert daher
die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs und erhéht die Verkehrssicherheit
des gesamten Streckenzuges.

Offentliche Belange, Belange von allgemeiner Bedeutung
Planungsvarianten

Es sind (nur) solche Planungsalternativen abzuwagen, die sich nach Lage der
Dinge ernsthaft anbieten. Trassenvarianten brauchen nur so weit untersucht
zu werden, wie dies fur eine sachgerechte Entscheidung und eine zweckma-
Rige Gestaltung des Verfahrens erforderlich ist. Bei der Variantenprifung
kénnen bereits in einem frihzeitigen Verfahrensstadium diejenigen Varianten
ausgeschlossen werden, die sich aufgrund einer Grobanalyse als weniger ge-
eignet erweisen. (BVerwG, B. v. 24.04.2009, BeckRS 2009, 33766)

Der Trassenverlauf ist durch die bestehende Linienfuhrung der St 2184 6stlich
von Unterschwarzach und die bereits ausgebauten Streckenabschnitte am
Bauanfang und Bauende weitgehend festgelegt. Eine vertretbare, wirtschaftli-
che Alternative zur vorliegenden Trasse bietet sich aufgrund der ortlichen
Verhaltnisse nicht an.

Der von einzelnen Einwendern geforderte Ausbau lediglich bis Bau-km 2+350
wirde den Aufgaben aus der Stra3enbaulast nicht in gleichem Umfang genu-
gen. Am Bauende in Richtung Kirchenlaibach wird die vorhandene Kup-
penausrundung der St 2184 vergrofRert und die vorhandene Boschung in der
Kurveninnenseite zurickgenommen. Dadurch werden die Sichtverhaltnisse im
Ubergangsbereich zwischen dem bereits ausgebauten Abschnitt und dem ge-
genstandlichen Abschnitt verbessert und die notwendige Haltesicht herge-
stellt.

Immissionsschutz

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Larmschutzes sowie
den Belangen der Luftreinhaltung vereinbar. Schutzmaflinahmen sind, abge-
sehen von den unter A.6.3 definierten Auflagen zum Schallschutz wahrend
der Bauzeit, nicht erforderlich.

Beim Bau oder der wesentlichen Anderung von Verkehrswegen ist sicherzu-
stellen, dass keine schadlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgerau-
sche hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind
(§ 41 BImSchG). Die Beurteilung der Zumutbarkeit von Verkehrslarmimmissi-
onen ist auf der Grundlage der Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV)
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2.3.3

2.3.31

2.3.3.1.1

i.V.m. den Richtlinien fur den Larmschutz an Stra3en (RLS-90) vorzunehmen.
Voraussetzung fir die wesentliche Anderung eines Verkehrsweges ist gem.
§ 1 Abs. 2 16. BImSchV, dass eine Stralle um einen oder mehrere durchge-
hende Fahrstreifen fur den Kraftfahrzeugverkehr oder ein Schienenweg um
ein oder mehrere durchgehende Gleise baulich erweitert wird oder durch ei-
nen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu an-
dernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslarms um mindestens 3 Dezi-
bel (A) oder auf mindestens 70 Dezibel (A) am Tage oder mindestens
60 Dezibel (A) in der Nacht erhéht wird. Eine Erweiterung der Stralle um ei-
nen oder mehrere Fahrstreifen ist nicht Gegenstand des Ausbauvorhabens.
Aus den Berechnungen der Vorhabentragers (Unterlage 17.1, Erganzung in
der Stellungnahme zum Hinweis des SG 50 der Regierung von Oberfranken)
ergibt sich, dass die Beurteilungspegel an den jeweiligen Immissionsorten
nach dem Ausbau der St 2184 weder um mindestens 3 Dezibel (A) noch auf
mindestens 70 Dezibel (A) am Tage oder mindestens 60 Dezibel (A) in der
Nacht erhéht werden. Die schalltechnischen Berechnungen des Vorhabentra-
gers wurden durch das SG 50 der Regierung von Oberfranken gepruft. Auch
die eigenen Vergleichsrechnungen zeigten dabei, dass die Kriterien der
16. BImSchV fiir eine wesentliche Anderung nicht erflllt werden.

Unter Berucksichtigung der sehr geringen Verkehrsbelastung auf der St 2184
ist, auch nach Einschatzung des SG 50 der Regierung von Oberfranken, nicht
davon auszugehen, dass die lufthygienischen Grenzwerte der 39. BImSchV
an den nachstgelegenen Gebauden aufgrund von Kfz-Abgasen erreicht oder
uberschritten werden.

Naturschutz und Landschaftspflege

Das Naturschutzrecht steht dem Vorhaben nach Bertcksichtigung aller Um-
stédnde nicht entgegen.

Spezielles Naturschutzrecht
Spezielles Naturschutzrecht steht dem Vorhaben nicht entgegen.
Schutzgebiete/geschitzte Flachen/ allgemeiner Artenschutz

In dem durch die Stralenbaumalinahme beanspruchten Gebiet und einem
Korridor von ca. 100 m beidseitig der geplanten Trasse (Untersuchungsgebiet)
befinden sich keine Schutzgebiete nach dem BayNatSchG/BNatSchG oder
NATURA 2000-Gebiete. Eine Vertraglichkeitsprifung nach § 34 BNatSchG ist
daher nicht erforderlich. Trocken- und Magerstandorte, die unter den beson-
deren Schutz nach § 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 BayNatSchG fallen, sind
nicht vorhanden.

Es finden sich jedoch verschiedene Biotope (Nr. 6136-0059, 6136-0060), die
unter dem besonderen Schutz nach § 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 Bay-
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2.3.31.2

2.3.3.1.2.1

NatSchG stehen. Entlang der St 2184 befinden sich zwei naturnahe Hecken,
die nach Art. 16 Abs. 1 Nr. 1 BayNatSchG geschutzt sind. Die weitere natur-
nahe Hecke sudlich von Unterschwarzach zwischen einer Ackerflache und ei-
nem Feldweg, liegt wegen der Abtrennung des innerdrtlichen Bereiches nicht
im Geltungsbereich dieses Beschlusses.

Fur die Uberbauung/Beseitigung der gesetzlich geschitzten Biotope lasst die
Planfeststellungsbehérde wegen der Ausgleichbarkeit der Eingriffe nach § 15
Abs. 2 Satz 2 BNatSchG bzw. aus Uberwiegenden Grinden des offentlichen
Wohls Ausnahmen bzw. Befreiungen zu (§ 30 Abs. 1, Abs. 3 BNatSchG,
Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG). Ebenso durfen aus diesem Grund Hecken, le-
bende Zaune, Feldgehdlze und -geblsche und sonstige geschiitzte Land-
schaftsbestandteile beeintrachtigt werden (§§ 39 Abs. 5, Abs. 7 BNatSchG,
Art. 16 Abs. 1 Satz1 Nr. 1, Art. 16 Abs. 2, Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG). Die
Grinde hierflr ergeben sich aus den vorstehenden Erlauterungen zur Not-
wendigkeit der Planldésung. Die Verbesserung der Verkehrssicherheit durch
die Herstellung einer ausreichenden Fahrbahnbreite, die Sicherstellung der
notwendigen Sichtweiten und die Verbesserung der Linienflihrung wiegen
schwerer als der Erhalt der geschutzten Flachen. Dies gilt auch im Hinblick
auf die sUdexponierten Bdschungen am d&stlichen Ortsrand von Unter-
schwarzach. Diese Ausnahmen sind von der Konzentrationswirkung dieses
Planfeststellungsbeschlusses erfasst. Die Naturschutzbehérde am Landrats-
amt Bayreuth hat hiergegen keine Bedenken vorgebracht.

Besonderer und strenger Artenschutz

Die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG stehen
der Zulassung des Vorhabens nicht entgegen.

Rechtsgrundlagen des besonderen und strengen Artenschutzes

Gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebenden Tieren der
besonders geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder
zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schadigen oder zu zerstéren. Besonders geschltzt sind nach §7 Abs. 2
Nr. 13 BNatSchG neben allen europaischen Vogelarten, alle Arten, die in An-
hang A oder B der EG-Verordnung Nr. 338/97, in Anhang IV der FFH-RL oder
in der Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 BNatSchG aufgefihrt sind.

Gem. §44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tiere der
streng geschutzten Arten und der europaischen Vogelarten wahrend der Fort-
pflanzungs-, Aufzucht-, Mauser- Uberwinterungs- und Wanderungszeiten er-
heblich zu stéren. Eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die St6-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.
Streng geschitzt sind nach § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG Tierarten, die in An-
hang A der EG Verordnung 338/97, in Anhang IV der FFH-Richtlinie oder in
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2.3.31.2.2

der Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG genannt sind. Dazu kom-
men die europaischen Vogelarten.

Gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ru-
hestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschutzten Arten aus der
Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstoren.

Gem. § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Pflanzen der
besonders geschutzten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu
entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu zerstdren.

Far nach § 15 BNatSchG zulassige Eingriffe (siehe C.2.3.2) sowie fur Vorha-
ben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, die nach dem BauGB zulas-
sig sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote gem. § 44
Abs. 5 BNatSchG mit folgender MalRgabe: Sind in Anhang IV a) FFH-Richtlinie
aufgefuhrte Tierarten, europaische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die
in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgefuhrt sind,
liegt ein Verstol? gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nicht vor,
soweit die Okologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffe-
nen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten im rdumlichen Zusammenhang weiter
erfullt wird. Soweit erforderlich, kdnnen auch vorgezogene Ausgleichsmal}-
nahmen festgesetzt werden. Fur in Anhang IV b) FFH-RL aufgeflihrte Arten
gilt entsprechendes. Sind andere besonders geschutzte Arten betroffen, liegt
bei Handlungen zur Durchfiihrung eines zulassigen Eingriffs oder Vorhabens
kein Verstol} gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor. Die
Freistellung unvermeidbarer Tétungen im Zusammenhang mit der Zerstérung
von Fortpflanzungs- und Ruhestatten durch § 44 Abs.5 Satz 2 BNatSchG
kommt nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (U. v. 14.
Juli 2011, Az. 9 A 12.10) dagegen nicht zum Tragen, da diese gesetzliche
Freistellung nicht im Einklang mit dem Unionsrecht (Art. 12 Abs. 1 lit. a FFH-
RL) steht.

Grundlagen der artenschutzrechtlichen Beurteilung des Vorhabens

Fur die Beurteilung, ob ein Verstol3 gegen die Verbotstatbestidnde des § 44
Abs. 1 BNatSchG vorliegt, wird das vorgelegte saP-Gutachten der GFN-
Umweltplanung herangezogen. Die dem Gutachten zugrundeliegende Daten-
grundlage ist ausreichend, um hierauf die artenschutzrechtliche Begutachtung
des Vorhabens zu stiitzen. Das vorgelegte saP-Gutachten berticksichtigt die
in der Projektplanung enthaltenen Schutz-, Minimierungs- und Vermeidungs-
mafRnahmen. Diese bestimmen das Ausmall der von dem Projekt ausgehen-
den Wirkungen mit. Soweit sie die Verwirklichung von artenschutzrechtlichen
Verbotstatbestanden effektiv verhindern, geht von dem Projekt keine beein-
trachtigende Wirkung auf geschutzte Arten aus. Bei der Beurteilung der Ver-
botstatbestande hat der Gutachter zulassigerweise folgende MalRnhahmen zur
Vermeidung und Minimierung der Gefahrdung von Tierarten des Anhangs IV
der FFH-RL und von Vogelarten berlcksichtigt:
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e Baufeldfreimachung im Zeitraum Anfang Oktober bis Ende Februar

o Fallung potentieller Hohlenbdume nur im Zeitraum September bis Ende
Oktober

e Fallung der tbrigen Gehdlze nur im Winterhalbjahr

e Festsetzung von Tabuflachen und deren Markierung
e Abfangen und Umsetzen von Zauneidechsen

e Errichtung eines Schutzzauns flir Zauneidechsen

¢ Neugestaltung von Lebensraumen fir Zauneidechsen

e Hecken- und Obstbaumpflanzungen als Brutplatze fir Heckenbriter und
Leitstrukturen fir Fledermause

¢ Aufhangen von Fledermauskasten
o Aufhangen von Vogelnistkasten.

Das saP-Gutachten wurde durch das Sachgebiet 51 der Regierung von Ober-
franken geprift und nicht beanstandet.

2.3.3.1.2.3 Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prifung des Vorhabens

Bei Einhaltung der vorgesehenen Vermeidungs- und vorgezogenen Aus-
gleichsmallinahmen werden die Verbotstatbestdande des § 44 Abs. 1 i.V.m.
Abs. 5 BNatSchG fur keine Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie sowie flr keine Vogelart der Vogelschutzrichtlinie erfullt.

Zwar kommt das Gutachten der GFN-Umweltplanung vom 08.08.2014 zu dem
Ergebnis, dass das Vorhaben in Bezug auf die streng geschitzte Art der Zau-
neidechse das Toétungs- und Verletzungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1i.V.m.
Abs. 5 Satz 1, 3 und 5 BNatSchG trotz der vorgesehenen Vermeidungs- und
CEF-Mallnahmen erflillt, weil trotz des vorgesehenen Abfangens der Zaun-
eidechsen auf den Bdschungen, die bau- und anlagebedingt beansprucht
werden, nicht mit absoluter Sicherheit ausgeschlossen werden kann, dass
Tiere oder Eier zu Tode kommen. Das Totungsverbot wird jedoch nach der
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts nicht erflllt, "wenn die be-
triebsbedingte Gefahr von Kollisionen im StraRenverkehr unter Berlcksichti-
gung der vorgesehenen Schadensvermeidungsmafinahmen innerhalb des Ri-
sikobereichs verbleibt, der mit einem Verkehrsweg im Naturraum immer ver-
bunden ist, vergleichbar dem Risiko, dem einzelne Exemplare der jeweiligen
Art im Rahmen des allgemeinen Naturgeschehens stets ausgesetzt sind [...]
Eine vergleichbare Bagatellgrenze gilt auch bei Maflnahmen zur Errichtung
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des Vorhabens. Wird das baubedingte Tétungsrisiko durch Vermeidungsmal}-
nahmen bereits bis zur Schwelle des allgemeinen Lebensrisikos, dem die In-
dividuen der jeweiligen Art ohnehin unterliegen, gesenkt, kann nach dem
Malstab praktischer Vernunft keine weitergehende artenschutzrechtliche Ver-
antwortlichkeit bestehen. [...] Wenn allenfalls noch ein ganz geringer Teil der
Zauneidechsen im Baufeld verbleibt, ist mit der Baufeldfreimachung kein ho-
heres Toétungsrisiko verbunden, als es flr einzelne Tiere dieser Art insbeson-
dere mit Blick auf natlrliche Feinde auch sonst besteht" (BVerwG, U. v.
08.01.2014, BeckRS 2014, 49839). Vorliegend wird durch das Abfangen der
Zauneidechsen das Risiko der Totung so weit gesenkt, dass keine Verlet-
zungshandlung mehr vorliegt. Das Gebiet, in dem die Zauneidechsen vorlie-
gend vorkommen, ist relativ klein, so dass damit gerechnet werden kann, dass
der groRte Teil der dort lebenden Zauneidechsen auch gefunden wird und al-
lenfalls einzelne Tiere getdtet werden. Durch das sachgerechte Abfangen
werden Totungen, auch nach Einschatzung des SG 51 (Naturschutz) der Re-
gierung von Oberfranken, zwar nicht hundertprozentig, aber bis zum allgemei-
nen Lebensrisiko vermieden.

Auch das vorubergehende Abfangen der Zauneidechsen in dem betroffenen
Gebiet stellt keinen Verstol3 gegen § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG dar, da die
Zauneidechsen in unmittelbarem rdumlichen und zeitlichen Zusammenhang
wieder freigelassen werden. Das Merkmal des Fangens wild lebender Tiere
setzt eine gewisse Dauer der Entziehung der Bewegungsfreiheit voraus. Dies
ergibt sich aus dem Schutzzweck der Norm. Der Bestand der besonders ge-
schutzten Arten soll durch die Vorschriften geschitzt und negative Beeintrach-
tigungen der Populationen sollen verhindert werden. Das kurzfristige Festhal-
ten der Tiere, um diese im engen rdumlichen Zusammenhang umzusiedeln,
ist daher nach Ansicht der Planfeststellungsbehérde als Bagatelle aus dem
Fangtatbestand auszuklammern.

Ein Versto gegen §§ 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Satz 1-3 u. 5, 15 BNatSchG liegt
bei der Schadigung der Zauneidechsenlebensraume nicht vor, weil die dkolo-
gische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflan-
zungs- oder Ruhestatten durch die vorgezogene Ausgleichsmalinahme des
Anlegens von Zauneidechsenlebensraumen im raumlichen Zusammenhang
weiter erfullt wird.

Im Untersuchungsgebiet sind potentielle Vorkommen von bis zu 16 Fleder-
mausarten maoglich. Die haufigen und ungefahrdeten Arten Zwergfledermaus
und Wasserfledermaus konnten aufgrund der fehlenden Wirkungsempfindlich-
keit von der saP ausgenommen werden. Eine Verletzung der Verbotstatbe-
sténde des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG fir die Arten Braunes Lang-
ohr, Breitflligelfledermaus, Fransenfledermaus, Graues Langohr, Grol3e Bart-
fledermaus, GrofRer Abendsegler, Grolkes Mausohr, Kleine Bartfledermaus,
Kleinabendsegler, Mopsfledermaus, Muickenfledermaus, Nordfledermaus,
Rauhautfledermaus und Zweifarbfledermaus wird durch die Anlage von He-
cken als Leitstrukturen bzw. das Aufhangen von Fledermauskasten sowie die
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2.3.3.2

2.3.3.2.1

Fallung potentieller Héhlenbdume im Zeitraum September bis Ende Oktober
und die Fallung der tbrigen Baume im Zeitraum Anfang Oktober bis Ende
Februar vermieden.

Die potentiell im Untersuchungsgebiet vorkommende Haselmaus wurde, da
sie verbreitet und ungefahrdet ist, aufgrund der Kriteriums Wirkungsempfind-
lichkeit von der detaillierten Prifung ausgenommen.

Mit den (vorgezogenen) Ausgleichsmallnahmen der Anlage von Hecken mit
vorgelagerten Krautsdumen, des Aufhangens von Vogelnistkdsten und den
konfliktvermeidenden Malnahmen der Baufeldfreimachung auflerhalb der
Brutzeit und der Gehdlzfallung aul3erhalb der Brutzeit ist eine Verletzung von
Verbotstatbestanden nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG fur die im Un-
tersuchungsraum nachgewiesenen Vogelarten Baumpieper, Bluthanfling,
Dohle, Feldlerche, Feldschwirl, Feldsperling, Gartenrotschwanz, Goldammer,
Grinspecht, Klappergrasmicke, Kleinspecht, Kuckuck, Raubwirger, Reb-
huhn, Schwarzspecht, Wachtel und Wiesenschafstelze nicht gegeben.

Allgemeines Naturschutzrecht, Naturschutzrechtliche Kompensation (Folgen-
bewaltigung)

Eingriffsregelung

Durch das Straflenbauvorhaben werden Natur und Landschaft beeintrachtigt.
Nach den gesetzlichen Bestimmungen des § 15 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 2
Satz 2 BNatSchG hat der Vorhabentrager, der Eingriffe in Natur und Land-
schaft nach § 14 Abs. 1 BNatSchG vornimmt,

e vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu unter-
lassen. Beeintrachtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alterna-
tiven, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder
mit geringeren Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu errei-
chen, gegeben sind.

e verbleibende Beeintrachtigungen auszugleichen (Ausgleichsmalinah-
men) oder zu ersetzen (Ersatzmalinahmen).

Eingriffe in Natur und Landschaft sind nach § 14 Abs. 1 BNatSchG Verande-
rungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflachen oder Veranderungen des
mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspie-
gels, die die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts oder das
Landschaftsbild erheblich beeintrachtigen kdnnen. Ein Eingriff darf nicht zuge-
lassen werden, wenn die Beeintrachtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in
angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwagung aller Anforderun-
gen an Natur und Landschaft im Rang vorgehen (§ 15 Abs. 5 BNatSchG).
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23.3.2.2

Wird ein Eingriff nach § 15 Abs. 5 BNatSchG zugelassen oder durchgefuhrt,
obwonhl die Beeintrachtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemesse-
ner Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind, hat der Verursacher Ersatz in
Geld zu leisten (§ 15 Abs. 6 BNatSchG). Die Ersatzzahlung bemisst sich nach
den durchschnittlichen Kosten der nicht durchfiihrbaren Ausgleichs- und Er-
satzmalRnahmen einschlieBlich der erforderlichen durchschnittlichen Kosten
fur deren Planung und Unterhaltung sowie die Flachenbereitstellung unter
Einbeziehung der Personal- und sonstigen Verwaltungskosten. Die Ersatzzah-
lung ist von der zustandigen Behdrde im Zulassungsbescheid oder, wenn der
Eingriff von einer Behdrde durchgefihrt wird, vor der Durchfihrung des Ein-
griffs festzusetzen.

Dieses Entscheidungsprogramm des BNatSchG steht selbstandig neben den
fachplanungsrechtlichen Zulassungsregeln (BVerwG, U. v. 27.09.1990,
BVerwGE 85, 348, NVwZ 1991, 364). Die Prufungsstufen sind einzuhalten. Es
gilt aber auch das UbermaRverbot (BVerwG, U. v. 18.03.2009, NVwZ 2010,
66, BeckRS 2009, 39641).

Vermeidbarkeit/Unvermeidbarkeit der Beeintrachtigungen

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG, B. v.
30.10.1992, NVwZ 1993, 565) stellt das Gebot, vermeidbare Beeintrachtigun-
gen von Natur und Landschaft bei Eingriffen (also Veranderungen der Gestalt
oder Nutzung von Grundflachen, die die Leistungsfahigkeit des Naturhaus-
halts oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeintrachtigen kon-
nen) zu unterlassen (§ 15 Abs. 1 BNatSchG), striktes Recht dar. Die Planfest-
stellungsbehdrde hat dieses Vermeidungsgebot also zu beachten, wobei je-
doch der Begriff der Vermeidbarkeit nicht in einem naturwissenschaftlichen
Sinn zu verstehen ist, sondern der rechtlichen Eingrenzung anhand der Ziel-
setzung der Eingriffsregelung bedarf. Als vermeidbar ist nach dem BNatSchG
im Ergebnis eine Beeintrachtigung anzusehen, wenn das erforderliche Vorha-
ben an der vorgesehenen Stelle ohne oder mit geringeren Beeintrachtigungen
unter verhaltnismafigem Mitteleinsatz verwirklicht werden kann. Das Vermei-
dungsgebot verlangt also nicht eine Unterlassung des Vorhabens, sondern die
Vermeidung zu erwartender Beeintrachtigungen. Es gehért zur sog. Folgen-
bewaltigung.

Die Planung entspricht diesem strikten naturschutzrechtlichen Gebot. Insoweit
wird auf die Erlauterungen und die vorgesehenen MafRnahmen im land-
schaftspflegerischen Begleitplan (LBP - Planunterlage 9 sowie Planunterlage
19.1 und 19.2) verwiesen. Der LBP wurde, auch nach Einschatzung des
Sachgebiets 51 (Naturschutz) der Regierung von Oberfranken, sorgfaltig aus-
gearbeitet.

Bei Ausarbeitung der Detailplanung fir die Planfeststellungsunterlagen wurde
ebenfalls auf eine moglichst konfliktarme Verwirklichung der planerischen
Aufgabenstellung geachtet, und zwar nicht nur auf dem Gebiet der Eingriffe in
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23.3.23

Natur und Landschaft, sondern auch hinsichtlich der Eingriffe in die vorhande-
nen landwirtschaftlichen Strukturen und der wasserwirtschaftlichen Gegeben-
heiten. Die geplante MalRnahme orientiert sich am bestehenden Straflenkor-
per und bezieht diesen in die Ausbauplanung mit ein.

Zudem wurden unter A.6.2 Nebenbestimmungen zu Vermeidungs-, Schutz-
und Minimierungsmaflnahmen aufgenommen.

Weitere Minimierungsmaoglichkeiten hinsichtlich der erforderlichen Eingriffe
bestehen unter Berlcksichtigung und Abwagung der verkehrlichen Belange
und der Belange der Verkehrssicherheit nicht mehr. Die mit der Realisierung
des StralRenbauvorhabens verbundenen Eingriffe sind damit unvermeidbare
Beeintrachtigungen.

Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen

Die malgeblichen Gesichtspunkte fur die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs
sind die Auswirkungen der Straflenbaumalnahme auf die Arten- und Bio-
topausstattung im betroffenen Raum unter Einbeziehung der dadurch beding-
ten Unterbrechungen bzw. Stérungen aller Wechselbeziehungen auf das
Funktionsgeflige der Natur, auf das Landschaftsbild, die Erholung und den
Naturgenuss und auf Boden, Wasser, Klima und Luft.

Untersuchungsraum, -inhalt, -methode und -schwerpunkte wurden zutreffend
festgelegt. Der Ausgleichsbedarf ist gemall den Grundsatzen der Obersten
Baubehdrden im Bayerischen Staatsministerium des Innern fir die Ermittlung
von Ausgleich und Ersatz nach Art. 6 und 6a BayNatSchG bei staatlichen
StraRenbauvorhaben (Stand 21.06.1993 bzw. 25.01.1996) ermittelt worden.

Die Bayer. Kompensationsverordnung — BayKompV —, die kunftig die Bewer-
tung von Eingriffen in Natur und Landschaft sowie die Ermittlung des Kom-
pensationsbedarfes hierfur regelt, trat zwar zum 01.09.2014 in Kraft; sie ist
aber nur fur Verfahren anzuwenden, die nach Inkrafttreten dieser Verordnung
beantragt werden. Im vorliegenden Verfahren, das bereits seit August 2014
anhangig ist, gilt noch die bisherige Regelung.

Ausgeglichen ist eine Beeintrachtigung, wenn und sobald die beeintrachtigten
Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind
und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu ge-
staltet ist. Ersetzt ist eine Beeintrachtigung, wenn und sobald die beeintrach-
tigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in
gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsge-
recht neu gestaltet ist. Bei der Festsetzung von Art und Umfang der Aus-
gleichs- und ErsatzmalRnahmen sind die Programme und Plane nach den
§§ 10 und 11 BNatSchG zu berlcksichtigen.
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Das Gutachten der GFN Umweltplanung (Unterlage 19.1.1) ermittelte einen
Bedarf an Ausgleichs- und Ersatzflachen von 1,42 ha. Dieser setzt sich zu-
sammen aus den Flachen fir vorgezogene AusgleichsmalRnahmen (ACEF 1-
4) und den Kompensationsflachen fur die Entwicklung und Pflege von Exten-
sivgrinland (MalRnahme A5) und fur die Herstellung eines Zauneidechsenle-
bensraums an einem Waldrand (MaRnahme ECEF 1). Das A/E- Konzept ist
nach Prifung durch das SG 51 im Grundsatz angemessen, sinnvoll und sach-
gerecht. Zusatzlich notwendige Nebenbestimmungen wurden unter A.6.2 auf-
genommen. Die A/E-Flachen sind so lange zu pflegen und zu unterhalten, wie
der Eingriff wirkt. Eine Beschrankung des Zeitraums der Pflege auf maximal
15 Jahre halt die Planfeststellungsbehdrde nicht fur angezeigt, da ein voll-
standiger Ausgleich/ Ersatz der Eingriffe notwendig ist und der hierflir notwen-
dige Zeitraum nicht vorab pauschal festgestellt werden kann. Auch nach der
neuen Rechtslage der BayKompV ware eine Beschrankung des Pflegezeit-
raums wegen § 10 Abs. 3 BayKompV nicht vorzunehmen.

Berucksichtigung der Naturschutzbelange

Das Vorhaben ist, so wie es beantragt wurde, auch unter Beachtung des Na-
turschutzes zulassig. Die fur das Strallenbauvorhaben sprechenden Belange
Uberwiegen bei Bertcksichtigung aller Umstande die Belange des Naturschut-
zes.

Bei der Erfullung seiner Aufgaben hat der StralRenbaulasttrager die Belange
des Umweltschutzes zu beachten (Art. 9 BayStrWG). Bei der Planfeststellung
nach Art. 36 Abs. 1 BayStrWG ist die Umweltvertraglichkeit im Rahmen der
Abwagung mit zu berlcksichtigen. Fur Natur und Landschaft werden diese
Belange konkretisiert durch die in § 1 BNatSchG enthaltenen Ziele des Natur-
schutzes, der Landschaftspflege und des Schutzes von Lebensraumen. Die
sich hieraus ergebenden Anforderungen sind untereinander und gegen die
sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft abzuwa-
gen. Mit Grund und Boden ist sparsam umzugehen. Bodenversiegelungen
sind auf das notwendige Mal® zu begrenzen (siehe z.B. § 1a BauGB und
§ 1 BBodSchG). Welche Belange bei der konkreten Planung abwéagungsrele-
vant sind und wie diese zu gewichten sind, ist nicht gesetzlich vorgegeben.
Vielmehr bleibt es der zustandigen Planfeststellungsbehérde vorbehalten, die
Belange unter Beachtung der materiellen Rechtslage zu gewichten und in die
Abwagung einzustellen. Den Naturschutzbelangen steht nach der Rechtslage
kein Vorrang zu (BVerwG, NVwZ 1996, 522), sie haben aber besonderes Ge-
wicht (BVerwG vom 27.09.1990, NVwZ 1991, 364) im Rahmen des Interes-
senausgleichs.

Aufgrund der oben dargestellten Erwagungen wird die Realisierung der Stra-
Renbaumalnahme fir erforderlich und geboten erachtet. Die Belange des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege sind nicht so gewichtig, dass das Vor-
haben unterlassen werden misste. Der Eingriff in Natur und Landschaft ist
durch die umfangreichen Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen nur gering. Die
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Bodenversiegelung wird durch den bestandsorientierten Ausbau so klein wie
moglich gehalten. Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege
gehen bei der Abwagung aller Anforderungen an Natur und Landschaft nicht
den Belangen der erforderlichen Verbesserungen des Stralienverkehrs vor
(§ 15 Abs. 5 BNatSchG). Die Belange der Verkehrssicherheit Uberwiegen
auch das Interesse am Erhalt der mageren flechtenreichen Béschungen noérd-
lich der Stralte am Ortsausgang von Unterschwarzach. Weitergehende Aufla-
gen zur naturnahen Gestaltung der Regenriickhaltebecken und zum Verzicht
auf Oberbodenabdeckung der Dammbodschungen werden unter Zumutbar-
keitsgesichtspunkten im Interesse der technischen Umsetzbarkeit nicht getrof-
fen.

Wasserrechtliche Belange

Das planfestgestellte Vorhaben steht bei Beachtung der festgelegten Neben-
bestimmungen mit den Belangen des Gewasserschutzes und der Wasserwirt-
schaft in Einklang.

Durch die Auflage A.6.1.5, die den diesbeziiglichen Planungen des Vorhaben-
tragers entspricht, wird sichergestellt, dass das gesammelte Wasser aus dem
Regenruckhaltebecken nicht durch Oberschwarzach abgefihrt wird. Den
diesbezliglichen Einwendungen wird dadurch entsprochen. Uberschwemmun-
gen im Bereich des Auslaufs der Kanalleitung sind aufgrund des gedrosselten
Ablaufs aus dem Regenrickhaltebecken nicht zu erwarten.

Die vom Wasserwirtschaftsamt Hof genannten Gewéasser "Friesenbach" und
"Gansgraben" werden von der Mallnahme nicht berihrt. Nebenbestimmungen
waren im Hinblick auf diese Gewasser daher nicht notwendig.

Land- und Forstwirtschaft
Flachenverbrauch/ Inanspruchnahme des Eigentums Dritter

Durch das gegenstandliche Vorhaben werden intensiv land- und forstwirt-
schaftlich genutzte Flachen in Anspruch genommen. Es sind rund 5,39 ha zu
erwerbende Flachen vorgesehen, die bisher Uberwiegend landwirtschaftlich
genutzt waren. Die Uberprifung und Abwagung aller betroffenen Interessen
hat jedoch ergeben, dass das Vorhaben dennoch mit den Belangen der
Landwirtschaft vereinbar ist. Das gilt sowohl im Hinblick auf die vorhabenbe-
dingte Belastung der Landwirtschaft allgemein, als auch im Hinblick auf die in-
dividuelle Betroffenheit einzelner Betriebe.

Das StraRenbauvorhaben ist ohne die Inanspruchnahme von landwirtschaft-
lich genutzten und im Eigentum Dritter stehenden Flachen nicht zu verwirkli-
chen. Die durch den planfestgestellten Ausbau der St 2184 entstehenden
Auswirkungen (Grundverlust, Folgeschaden, usw.) auf das Grundeigentum
zahlen in hervorgehobener Weise zu den abwagungserheblichen Belangen;
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sie wurden insbesondere bei der Frage, ob und wie die MalRnahme gebaut
und ausgestaltet wird, berlcksichtigt. Unter Abwagung aller Belange, insbe-
sondere der offentlichen Belange des Straflenverkehrs und des Natur- und
Landschaftsschutzes und der Uberwiegend privaten Interessen an einer mog-
lichst ungeschmalerten Erhaltung des Besitzstandes bzw. der derzeit landwirt-
schaftlich genutzten Grundsticke, ist das Interesse am Ausbau der St 2184
jedoch héher zu bewerten als das Interesse der Landwirtschaft oder einzelner
Betroffener an der Erhaltung ihrer Grundstiicke. Die sich aus der Flachenin-
anspruchnahme fir den Einzelnen ergebenden Nachteile sind von den Be-
troffenen im Interesse des Gemeinwohls hinzunehmen. Eine annehmbare Al-
ternatividsung, die die vor allem landwirtschaftlich genutzten Grundstiicke
nicht oder nur in geringerem Umfang in Anspruch nehmen wirde, ohne dabei
andere Grundstucke nicht mindestens in gleichem Umfang zu beeintrachtigen,
besteht nach Auffassung der Planfeststellungsbehoérde nicht.

Der Flachenbedarf fur die Strale selbst ist durch den bestandsorientierten
Ausbau gering gehalten. Die vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmaf3nah-
men sind im geplanten Umfang notwendig, um den durch die Ma3nahme ver-
ursachten Eingriff in die Natur auszugleichen, zu ersetzen oder zu minimieren.
Die Lage der MalRnahmen wurde entsprechend den 6értlichen Gegebenheiten
und der Eignung der jeweiligen Flachen von einem erfahrenen Landschafts-
planer gewahlt. Der Umfang der Ausgleichsflachen, insbesondere auch der
Ausgleichsflachen fur die Zauneidechse (ACEF 1), wurde aus fachlichen
Grinden gewahlt und ist auf das unbedingt notwendige Mal beschrankt. Die
besondere Gestaltung dieser Flache ergibt sich aus dem Ziel der Schaffung
von potentiellen Uberwinterungs-, Sonn-, Eiablageplatzen und Versteckmog-
lichkeiten flr die Zauneidechse durch Schaffung einer stidexponierten Ein-
schnittsbéschung. Soweit zur Schonung des Privateigentums Anderungen in
der GréRe und Ausformung der Ausgleichsflachen mdéglich und fir den Vor-
habentrager zumutbar waren, wurden diese vom Vorhabentrager in den er-
ganzenden Planunterlagen berlcksichtigt. Die Lage der Ausgleichsflachen
wurde in einem Bereich gewahlt, in dem bei der Bestandaufnahme eine Zaun-
eidechsenpopulation kartiert wurde. Die Anderung der Héhenlage der StraRe
dient der Verbesserung der Verkehrssicherheit durch die Schaffung einer
Ubersichtlichen und gut erkennbaren Linienflhrung.

Hinsichtlich des Grundstticks FI. Nr. 2971 der Gemarkung Neuhof wird durch
die Anpassung der hierauf befindlichen Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen in
der Ergdnzung zum Landschaftspflegerischen Begleitplan verhindert, dass ei-
ne unwirtschaftliche Restflache entsteht. Die Ausgleichsflache wird nach Wes-
ten verschoben. Ein Verzicht auf die Ausgleichsflache ist unter Berlcksichti-
gung der Belange des Naturschutzes nicht méglich. Eine Verlagerung auf das
auf der anderen Stral3enseite befindliche Grundstiick, wie sie im Erdrterungs-
termin gefordert wurde, ist nicht notwendig. Eine solche ware nach Aussage
des Planungsbiros GFN - Umweltplanung aufgrund der notwendigen Ausge-
staltung des Zauneidechsenhabitats nicht ohne weiteres mdglich. Auch ware
der Herstellungsaufwand der Ausgleichsflachen nach der Uberschlagigen Ein-

Planfeststellungsbeschluss Seite 36 von 51



Regierung von Oberfranken C. Entscheidungsgriinde

2.3.5.2

schatzung des Planers hoher. Da sich die Umlegung der Flachen daher jeden-
falls nicht aufdrangt und die Auswahl des Grundstiickes fur die Ausgleichs-
malnahme vertretbar ist, wird in die Planungsentscheidung des Vorhabentra-
gers nicht weiter eingegriffen.

Wegemalige ErschlieRung der landwirtschaftlich genutzten Grundstuicke

Die Zufahrt zu und Bewirtschaftbarkeit der anliegenden Grundstticke ist wah-
rend der Baumalnahme soweit mdglich sicherzustellen (siehe A.6.6.7). So-
weit es zu unvermeidbaren Beeintrachtigungen kommt, wiegt das offentliche
Interesse am Ausbau der St 2184 schwerer als das Interesse der Landwirte
am Erhalt der bisherigen Zufahrtssituation. Eventuell entstehende Vermo-
gensnachteile der Betroffenen sind im Entschadigungsverfahren auszuglei-
chen.

Die land- und forstwirtschaftlichen Flachen sind auch nach Abschluss der
MaRnahme wegemalfig erschlossen. Soweit direkte Zufahrten zur Staatsstra-
Re aufgelassen werden, wird durch die MaRnahme eine anderweitige Er-
schliefung der Grundstlcke gesichert. Das Grundstick Fl. Nr. 2971, Gemar-
kung Neuhof, wird kinftig Uber den befestigten 6FW auf FI. Nr. 2998, Gemar-
kung Neuhof, rlickwartig erschlossen. Die bestehende Zufahrt des 6FW FI. Nr.
2998, Gemarkung Neuhof, wird aufgelassen. Die Verbindung zur St 2184 er-
folgt Uber den 6FW Fl. Nr. 3094, Gemarkung Neuhof. Die Einmindung bei
Bau-km 2+248 wird hierzu ausgebaut. Der Weg auf FI. Nr. 2998/1, Gemar-
kung Neuhof, wird Uberbaut. Als Ersatz wird von Bau-km 2+415 bis Bau-km
2+523 ein 6FW errichtet (RV. Nr. 5.17). Der 6FW auf Fl. Nr. 3094, Gemarkung
Neuhof, wird bis zur Einmindung auf den 6FW auf FI. Nr. 2998, Gemarkung
Neuhof, befestigt. Das Teilstiick des 6FW auf FI. Nr. 2998, Gemarkung Neu-
hof, zwischen der Einmindung der 6FW auf FI. Nr. 3094, Gemarkung Neuhof,
und dem 6FW RV. Nr. 5.17 wird ebenfalls ausgebaut. Der o6ffentliche Feld-
und Waldweg FI. Nr. 2970, Gemarkung Neuhof, der im Bestand keinen An-
schluss an die St 2184 besitzt, wird zur Verbesserung der Zufahrtsmdglichkei-
ten zu den anliegenden Grundstliicken an die St 2184 angeschlossen. Dies
wurde im Erérterungstermin vom Vorhabentrager zugesagt. Zur ErschlieBung
der Ostlichen Teilflache des Grundstiickes Fl. Nr. 3634, Gemarkung Neuhof,
wird eine Verbindung mit der Staatsstral’e Uber das benachbarte Grundstiick
FI. Nr. 3641 geschaffen. Dies hat der Vorhabentrager zugesagt. Die Eigentu-
mer des betroffenen Grundsticks haben dem zugestimmt.

Die verbleibenden, mit der Auflassung der bisherigen Zufahrten verbundenen
Nachteile sind nach Abwagung der widerstreitenden Belange von den Be-
troffenen hinzunehmen (siehe hierzu C.2.4.1). Eine direkte Zufahrt von einer
landwirtschaftlich genutzten Flache auf eine Staatsstralie birgt grundsatzlich
ein Sicherheitsrisiko fur alle Verkehrsteilnehmer. Durch die Auflassung der di-
rekten Zufahrten und die Schaffung von Ersatzzufahrten wird die Sicherheit
und Leichtigkeit des Verkehrs gefordert.
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Forstwirtschaftliche Belange

Die bestehenden Funktionen der Waldbestande zum Klima- und Larmschutz
und fur die Erholungsnutzung bleiben nach Umsetzung des Vorhabens ge-
wabhrleistet, da lediglich am Rand und nur kleinflachig Waldflachen mit Wald-
funktionen verloren gehen. Die Gefahr von Windwurfschdden an den durch
die Baumallinahme angeschnittenen Waldrandern wird durch die Unterpflan-
zung des Waldrandes verringert. Weitere MalRnahmen, die zu einer zusatzli-
chen Verringerung flihren wirden, sind nicht ersichtlich. Der Forderung nach
einer Entschadigung von Windwurfschaden wird durch die Nebenbestimmung
A.6.5.3 in dem von der Planfeststellungsbehérde fir erforderlich gehaltenen
Umfang Rechnung getragen. Eine Regelung der Beweislastumkehr erachtet
die Planfeststellungsbehérde nicht fir geboten, da in der Planfeststellung le-
diglich offentlich-rechtliche Beziehungen zwischen dem Vorhabentrager und
den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt werden und des-
halb die begehrte Regelung unter Hinweis auf die gesetzlichen Haftungsbe-
stimmungen des Zivilrechts nicht erforderlich ist. Gleiches gilt flr die beantrag-
te Beweislastumkehr fur den Fall eines vermehrten Borkenkéaferbefalls. Wider
Erwarten durch das Bauvorhaben eintretende Schaden an Waldgrundstlicken
sind im Entschadigungsverfahren zu bericksichtigen.

Jagdwertminderung, Schutz vor Wildverlusten

Auflagen zum Schutz vor Wildverlusten sind nur méglich, wenn die Errichtung
einer Schutzeinrichtung sich bei der durch das Verfahren entstehenden objek-
tiven Gefahrenlage und angesichts des vorhandenen Wildbestandes fur einen
vernlnftigen Forstwirt als notwendig erweisen wirde (BVerwG, B. v.
16.05.1989, NJW 1989, 2830). Eine deutliche Zunahme des Verkehrs auf der
St 2184 ist durch den Ausbau nicht zu erwarten. Die Fallwildzahlen der letzten
sechs Jahre liegen im Normalbereich fir ahnliche Gelandeabschnitte.

Eine Erhdhung der Fallwildzahlen ist durch evtl. hdhere Fahrgeschwindigkei-
ten auf der kinftig ausgebauten Strecke aber grundsatzlich nicht ausge-
schlossen. Soweit sich kunftig eine erhdhte Gefahrdung durch tatsachlich ho-
here Fahrgeschwindigkeiten ergibt, ist es Aufgabe der Strallenverkehrsbehdr-
de, Verkehrszeichen (Wildwechsel, Geschwindigkeitsbegrenzung) anzuord-
nen.

Eine daraus resultierende Minderung des Jagdwertes ist derzeit jedoch nicht
zu erkennen. Diese Einschatzung wird auch vom Regierungsjagdberater ge-
teilt. Aktuell sind daher keine MaRnahmen zum Schutz vor Wildverlusten ver-
anlasst.

Dahingehende Einwendungen werden zuriickgewiesen.
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23.7.5

Sonstige offentliche Belange
Radwegeneubau

Bei der Forderung nach dem Bau eines stral3enbegleitenden Radweges han-
delt es sich nicht um eine vom planfestgestellten Vorhaben bedingte notwen-
dige Folgemalnahme. Die Planfeststellungsbehdrde hat daher keine Hand-
habe gegeniber dem Vorhabentrager und kann keine streitige Entscheidung
treffen, weshalb die Einwendung zurlickgewiesen wird.

Der Vorhabentrager lehnt den Bau eines Radweges entlang der St 2184 ab
und verweist darauf, dass ein solcher im aktuellen Programm fiir den nach-
traglichen Anbau von Radwegen an Bundesstralen und Staatsstral’en in
Bayern nicht vorgesehen ist.

Denkmalschutz

Baudenkmaler werden durch die Planung nicht berGhrt, Bodendenkmaler sind
im Planungsraum nicht bekannt. Fur den Fall des Auffindens von Boden-
denkmalern bei den Bauarbeiten wurde die Auflage unter A.5.5 aufgenom-
men.

Trager von Versorgungsleitungen

Den Stellungnahmen und den darin enthaltenen Forderungen der beteiligten
Trager von Versorgungsleitungen, der Deutschen Telekom Technik GmbH,
Bayreuth und der Bayernwerk AG, wurde durch Aufnahme der Nebenbestim-
mungen A.6.5.1 und A.6.5.2 Rechnung getragen.

Fischerei

Belange der Fischerei werden nach der Abtrennung des Bereichs 0+000 bis
0+400 nicht berthrt, da ostlich von Unterschwarzach durch das Vorhaben kei-
ne Gewasser betroffen sind. Schutzauflagen zugunsten der Fischereiwirt-
schaft sind daher nicht notwendig.

Ortsdurchfahrtbereich Unterschwarzach

Einwendungen, die den Bereich der Ortsdurchfahrt von Unterschwarzach be-
treffen, werden zuriickgewiesen, da sie wegen der Abtrennung dieses Stre-
ckenteils nicht vom Regelungsbereich dieses Planfeststellungsbeschlusses
umfasst werden.
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Sonstige private Einwendungen
Umwege, Erschwernisse bei Bestellung der Felder

Durch das Vorhaben werden keine Zufahrten ersatzlos entzogen (siehe
C.2.3.5.2). Durch den Wegfall von direkten Zufahrten auf die St 2184 entste-
hen teilweise Umwege oder Erschwernisse bei der Bestellung der Felder.

Soweit den Einwendungen hinsichtlich der durch das Vorhaben entstehenden
Erschwernisse abgeholfen wird, wird dies bei den einzelnen Einwendern aus-
gefuhrt.

Die verbleibenden Beschwerden rechtfertigen bei Berticksichtigung aller Um-
stédnde und insbesondere im Hinblick auf die erhdhte Verkehrssicherheit keine
weiteren Anordnungen. Der Anliegergebrauch beinhaltet kein Recht auf die
Beibehaltung einer bestimmten Wegeverbindung, sondern schutzt nur den
Kontakt des Grundstlicks nach aufen. Dieser wird durch die Ersatzzufahrten
Uber die bestehenden und neu zu schaffenden 6FWe gewahrt. Die hierdurch
entstehenden Umwege oder Bewirtschaftungserschwernisse z.B. bei der Glil-
leausbringung wiegen nicht so schwer, dass sie die 6ffentlichen Interessen an
der Anderung der StaatsstralRe Uberwiegen. Weniger belastende MaRnah-
men, die die Planziele in gleicher Weise berlcksichtigen wirden, sind nicht
ersichtlich. Die Entscheidung Uber Entschadigungen im Hinblick auf verblei-
bende Beschwernisse bleibt dem nachfolgenden Entschadigungsverfahren
vorbehalten.

Ersatzlandstellung

Fur die Regulierung der unmittelbaren Folgen des planfestgestellten Vorha-
bens wie Grundverlust usw. ist gemal Art. 14 Abs. 3 GG und Art. 40 Bay-
StrWG das Entschadigungsverfahren vorgesehen. Nach Art. 14 Abs. 3 BayEG
kann die Enteignungsbehdrde sogar nach Billigkeitsgrundsatzen, also nach
denselben Grundsatzen wie bei fachplanungsrechtlichen Schutzauflagen, Er-
satzlandgestellung anordnen. Die enteignungsrechtliche Vorschrift ist aller-
dings so ausgestaltet, dass eine Enteignung nicht unzulassig ist, falls ein be-
stehender Ersatzlandanspruch, z.B. wegen Fehlens von geeignetem Ersatz-
land (Art. 14 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 BayEG), nicht befriedigt werden kann.

Die Frage der Ersatzlandbereitstellung hat im Rahmen der planerischen Ab-
wagung rechtliche Bedeutung, insbesondere wenn der Betrieb durch die Pla-
nung in seiner Existenz ernsthaft gefahrdet ist oder vernichtet wirde und Er-
satzland zur Verfigung steht, um die Gefahrdung oder Vernichtung zu ver-
meiden. Wird die betriebliche Existenz weder vernichtet noch gefahrdet, kann
der Eigentimer auf das nachfolgende Entschadigungsverfahren verwiesen
werden (BayVGH, U. v. 24.11.2010, Az. 8 A 10.40023, BAYERN.RECHT).
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Dieser Fall liegt hier vor; denn mit der Verwirklichung des Straflenbauvorha-
bens wird in keinem Fall eine Existenzgefahrdung eines bestehenden land-
wirtschaftlichen Betriebes eintreten. Demnach sind alle im Verfahren erhobe-
nen Forderungen nach Bereitstellung von Ersatzland in den noch folgenden
Grunderwerbs- und Entschadigungsverhandlungen zu behandeln.

Einzelne Einwender

Die von privater Seite erhobenen Einwendungen werden aus Datenschutz-
grinden in anonymisierter Form und unter einer individuell vergebenen Ein-
wendungsnummer abgehandelt. Die Einwendungsfuhrer werden Uber die
ihnen zugeteilte Nummer, unter der ihr Vorbringen behandelt wird, schriftlich
benachrichtigt.

Soweit auf die Einwendungen der privaten Betroffenen nicht bereits bei den
vorangehenden Themenbereichen eingegangen wurde, ist im Einzelnen noch
folgendes auszuflihren:

Einwender P1

Die Befestigung des Weges auf FI. Nr. 2998, Gemarkung Neuhof, wurde im
Erérterungstermin zugesagt. Der 6FW auf FIl. Nr. 3094, Gemarkung Neuhof,
wird ebenfalls bis zur Einmindung in den 6FW auf FI. Nr. 2998, Gemarkung
Neuhof, befestigt. Die Zufahrt zu dem Grundstuick ist damit gesichert.

Die Ausgleichsmalinahme ACEF 2 auf Fl. Nr. 2957, Gemarkung Neuhof wur-
de durch die vom Vorhabentrager Uberarbeiteten Plane in ihrer Breite erheb-
lich reduziert. Die Flachengrof’e wurde beibehalten, die Flache verlauft jetzt
vollstédndig entlang der sudlichen Flursticksgrenze. Der Einwendung hinsicht-
lich dieser Flache wurde damit in diesem MaRe nachgekommen. Im Ubrigen
wird die Einwendung zuriickgewiesen. Ein Verzicht auf die Ausgleichsmal3-
nahme ist unter Berucksichtigung der Naturschutzbelange nicht moglich. Die
Wahl der Lage der Flache ist auch unter Berticksichtigung der Interessen des
Einwenders P 1 vertretbar.

Die Entwasserungsmulde bei FI. Nr. 2870, Gemarkung Neuhof, auf Hohe der
Hofstelle des Einwenders P 1 ist nach der Abtrennung des innerértlichen Be-
reichs vom vorliegenden Verfahren nicht mehr Gegenstand des Planfeststel-
lungsbeschlusses. Da die Zufahrt zur Fl. Nr. 2870 vom Fahrbahnrand aus an-
steigt ist ein Zulauf von Wasser auf den Hof des Einwenders au3erdem nicht
zu befurchten. Die Einwendung wird daher zurtckgewiesen.

Der Einwendung im Hinblick auf das Fallen der Baume auf FI. Nr. 2957, Ge-
markung Neuhof, wurde (soweit sie in dem vom Planfeststellungsbeschluss
umfassten Gebiet liegen) durch die Nebenbestimmung unter A.6.6.1 Rech-
nung getragen. Der Vorhabentrager hat die dort genannten MalRhahmen zu-
gesagt.
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243.2
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Soweit der Einwender P 1 den Erhalt der Wasserleitungen zwischen Grund-
stck FI. Nr. 2957, Gemarkung Neuhof, und 2868, Gemarkung Neuhof, for-
dert, kann aufgrund der fehlenden Information zur genauen Lage der Leitung
nicht festgestellt werden, ob sich diese nach der Abtrennung des innerértli-
chen Bereiches noch im Plangebiet befindet. Nach den Feststellungen im Er-
Orterungstermin besteht kein schriftlicher Vertrag uber ein Nutzungsrecht an
der Stral3e fur eine solche Leitung. Soweit der Einwender eine erneute Verle-
gung der Leitung wiinscht, kann er diesbezlglich eine Vereinbarung mit dem
Vorhabentrager treffen. Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

Einwender P2

Die Einwendung im Hinblick auf die Verlegung der Einmindung zur GVS Nai-
ritz wird zurickgewiesen. Die Verlegung der Einmindung der GVS nach Nai-
ritz wird durch die Anpassung der Hoéhenlage der St 2184 notwendig. Die
Kuppenausrundung der Staatsstrafe wird vergrofRert, um die Sichtverhaltnis-
se im Bereich des Ubergangs zwischen dem Planvorhaben und dem bisher
ausgebauten Abschnitt zu verbessern. Hierdurch wirde die Zufahrt nicht mehr
den aktuellen Vorschriften im Hinblick auf die Belange der Verkehrssicherheit
entsprechen.

Zum Eingriff in Natur und Landschaft siehe C.2.3.3

Der Ausbau der St 2184 ist notwendig, um den derzeitigen und kunftigen Ver-
kehrsbedurfnissen gerecht zu werden (siehe C.2.2). Ein Ausbau lediglich bis
Bau-km 2+350 wirde den Planungszielen nicht in gleichem Male entspre-
chen wie die gegenstandliche Planvariante (siehe C.2.3.1). Die Belange der
Verkehrssicherheit wiegen, auch im Hinblick auf das Ende der Ausbaustrecke,
vorliegend schwerer als die vom Einwender angefiihrten finanziellen Belange.

Einwender P3

Der Einwendung, durch die Abschlagung des Waldsaums werde die Gefahr
von Windwurfschaden erhéht, wird durch die vom Vorhabentrager zugesagte
Unterpflanzung des Waldrandes teilweise entsprochen. Im Ubrigen wird die
Einwendung zurlickgewiesen (siehe C.2.3.5.3).

Mit der Einwendung, seine Grundstiicke stiinden nur zur Verfigung, wenn Er-
satzland bereitgestellt wirde, wird der Einwender auf das nachfolgende
Grunderwerbs- und Entschadigungsverfahren verwiesen (siehe C.2.4.2)

Eine Bindung des Grundsticks FI. Nr. 3130, Gemarkung Neuhof, in Natur-
schutzprogrammen und privatrechtliche Vereinbarungen in Bezug auf einen
geplanten Windpark kénnen im nachfolgenden Grunderwerbs- bzw. Entscha-
digungsverfahren behandelt werden und hindern die Planfeststellung nicht.

Die Einwendungen, die Anlegung der Béschung auf FI. Nr. 3103, Gemarkung
Neuhof, mindere die Ausfahrtsmoglichkeiten von diesem Grundstick und
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2.4.3.5

2.4.3.6

durch Verlegung der Zufahrt entstinden Erschwernisse, werden zurtickgewie-
sen (siehe C.2.4.1).

Einwender P4 und P5

Die AusgleichsmalRnahme ACEF 2 auf FI. Nr. 2957, Gemarkung Neuhof, wur-
de durch die vom Vorhabentrager Uberarbeiteten Plane in ihrer Breite erheb-
lich reduziert und an die stidliche Grundstlicksgrenze angepasst. Im Ubrigen
wird die Einwendung zurtickgewiesen (siehe C.2.4.3.1).

Der Forderung des Einwenders, im westlichen Bereich des Grundstlickes eine
Zufahrt zu dem Grundstick FI. Nr. 2971, Gemarkung Neuhof, herzustellen,
wird durch den vom Vorhabentrager zugesagten Anschluss des Weges auf Fl.
Nr. 2970, Gemarkung Neuhof, auf die St 2184 (A.6.6.9) entsprochen.

Die Einwendung gegen die Auflassung der 6stlichen Zufahrt des Grundstlicks
FI. Nr. 3099, Gemarkung Neuhof, wird zurlickgewiesen (siehe C.2.3.5.2). Das
Grundstlick ist auch weiterhin wegemafig erschlossen. Zu den sich aus der
Auflassung ergebenden Erschwernissen siehe C.2.4.1

Der Einwendung, es sei darauf zu achten, dass kein Oberflachenwasser mehr
das Grundstlick FI. Nr. 3099, Gemarkung Neuhof, beeintrachtige, wird durch
die Zusage der Versickerung des Oberflachenwassers uber Bankette und
Dammflachen entsprochen.

Die Einwendung, den Ausbau ab Bau-km 2+350 zu unterlassen, wird abge-
wiesen (siehe C.2.3.1, C.2.4.3.2). Der Einwendung gegen die Auflassung der
Zufahrt zu dem Grundstick FI. Nr. 3090, Gemarkung Neuhof, wird durch die
Nebenbestimmung unter A.6.6.2 im Ubrigen entsprochen. Der Vorhabentrager
hat diese MalRhahme zugesagt.

Einwender P6
Zu den Einwendungen hinsichtlich der Jagd wird auf C.2.3.6 verwiesen.
Einwender P7

Der Einwendung, eine Zufahrt zu dem Grundstick Fl. Nr. 2968, Gemarkung
Neuhof, auf der Seite zur St 2186 misse erhalten bleiben, da die Wiese auf
dem gegenlberliegenden Grundstiicksbereich sehr feucht sei, bzw. weil es
nicht zumutbar sei, den Umweg Uber Flurbereinigungsstrallen zu nehmen,
wird durch die Nebenbestimmung A.6.6.4 und die entsprechende Zusage des
Vorhabentragers entsprochen. Die zweite Zufahrt wird aus Verkehrssicher-
heitsgrinden aufgelassen.

Der Einwendung gegen den Verkauf einer Teilflache von 7.222 m? auf dem
Flurstick FI. Nr. 3632 wird durch die Verlegung der Ausgleichsmaflinahme auf

Planfeststellungsbeschluss Seite 43 von 51



Regierung von Oberfranken C. Entscheidungsgriinde

2.4.3.7

24.3.8

2439

2.4.3.10

24311

die Grundstucke FI. Nr. 3130 und Fl. Nr. 3068 entsprochen (Erganzung zum
Landschaftspflegerischen Begleitplan vom 01.12.2016).

Einwender P8

Der Ablauf des Regenrlckhaltebeckens wird entsprechend dem Wunsch des
Einwenders und entgegen der urspringlichen Planung nicht Uber Ober-
schwarzach gefuhrt, sondern Uber eine Kanalleitung im unbefestigten Grin-
weg auf Fl. Nr. 3133 in den bestehenden Graben entlang der Ortsstrale zwi-
schen Unter- und Oberschwarzach entwassert (A.6.1.5). Der diesbezuglichen
Einwendung wird damit entsprochen.

Die Forderung nach einer Beweislastumkehr hinsichtlich der Entwasserung
wird dementsprechend zuriickgewiesen. Die Forderung nach der regelmafi-
gen Reinigung des StralRengrabens und die Kritik hinsichtlich der Groe der
Durchlasse haben sich mit der oben genannten Auflage erledigt.

Einwender P9

Zum Ausbau der St 2184 ab Bau-km 2+350 siehe C.2.4.3.2. Die dortige Be-
grindung gilt auch fir das Grundstlck Fl. Nr. 52, Gemarkung Kodlitz.

Dem Verlangen des Einwenders nach der Anlegung eines Grabens im nordli-
chen Bereich des Grundstlicks FI. Nr. 52, Gemarkung Kodlitz, wird durch die

Auflage A.6.6.8 entsprochen. Der Vorhabentrager hat die Anlegung des Gra-
bens zugesagt.

Hinsichtlich der Einwendungen zur Entwasserung siehe C.2.4.3.7.
Einwender P10
Hinsichtlich der Einwendungen zur Entwasserung siehe C.2.4.3.7.
Einwender P11

Der Einwendung hinsichtlich des Anschneidens des Waldmantels wird teilwei-
se entsprochen (siehe C.2.4.3.3).

Eine Regelung zur Beweislastumkehr wird nicht festgesetzt (siehe C.2.3.5.3).
Einwender P12

Der Forderung des Einwenders, die Zufahrt zum Grundstick Fl. Nr. 2963,
Gemarkung Neuhof, Uber den 6FW auf FI. Nr. 2962, Gemarkung Neuhof, zu
erhalten, wird entsprochen (siehe A.6.6.3). Der Vorhabentrager hat die An-
passung der Zufahrt an die geanderten Verhaltnisse zugesagt.
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2.43.13

Einwender P13

Hinsichtlich der Zufahrten zum Grundstick FI. Nr. 2968, Gemarkung Neuhof,
wird der Einwendung teilweise entsprochen. Die Zufahrt bei Bau-km 1+696
wird bei Bau-km 1+705 wieder hergestellt (siehe A.6.6.4). Im Ubrigen wird die
Einwendung zuriickgewiesen (siehe hierzu C.2.3.5.2 und hinsichtlich der dar-
aus folgenden Nachteile fur den Einwender C.2.4.1).

Die Einwendung zur Zufahrt zum Grundstick FI. Nr. 2893, Gemarkung Neu-
hof, betrifft den Teil der Ortsdurchfahrt. Dieser ist nach der Abtrennung nicht
mehr vom Planfeststellungsbeschluss umfasst, weshalb die Einwendung zu-
rickgewiesen wird. Gleiches gilt im Hinblick auf die Einwendung zur Abtretung
von Teilflachen dieses Grundstlicks und zur Zufahrt zum Léschwasserbehalter
auf FI. Nr. 2895/5, Gemarkung Neuhof.

Einwender P14

Der Einwendung hinsichtlich des geplanten Weges auf FI. Nr. 3134, Gemar-
kung Neuhof, wurde durch die Zusage des Vorhabentragers und die Neben-
bestimmung A.6.6.5 entsprochen.

Zum Grundstlck FI. Nr. 3131, Gemarkung Neuhof, wird die Zufahrt tber das
Grundstiick FI. Nr. 3132, Gemarkung Neuhof, auf Zusage des Vorhabentra-
gers erhalten (A.6.6.5). Eine weitere Zufahrt zu diesem Grundstlick bei Bau-
km 0+930 ist anzulegen und bituminds zu befestigen, sofern der Eigentimer
dies winscht (A.6.6.6). Dies ist nach Aussage des Vorhabentragers technisch
moglich. Im Ubrigen (soweit "mindestens" zwei Zufahrten gefordert wurden)
wird die Einwendung zurtickgewiesen (siehe hierzu C.2.3.5.2 und C.2.4.1).

Der Einwendung hinsichtlich der 6stlichen Einfahrt zum Grundstiick FI. Nr.
2961, Gemarkung Neuhof, wird durch A.6.6.3 und die Zusage des Vorhaben-
tragers entsprochen.

Hinsichtlich der Inanspruchnahme der Flachen wird der Einwender auf das
nachfolgende Entschadigungsverfahren verwiesen C.2.3.5.1. Hinsichtlich der
Bereitstellung von Ersatzland siehe C.2.4.2.

Mit einer Erhdhung des Unfallrisikos durch den Ausbau der St 2184 ist nicht
zu rechnen. Durch den Ausbau wird die Verkehrssicherheit im betroffenen
Gebiet erhoht (siehe C.2.2)

Die Einwendungen zum Baum auf FI. Nr. 2897, Gemarkung Neuhof und zum
Pflaster auf FI. Nr. 3156, Gemarkung Neuhof, werden zurlickgewiesen, da
diese Grundstlicke nach der Abtrennung des Bereichs der Ortsdurchfahrt von
diesem Planfeststellungsbeschluss nicht berihrt werden.
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2.4.3.15

Der Einwendung hinsichtlich der Zufahrten zum Grundstick FI. Nr. 3102 wird
durch A.6.6.4 teilweise entsprochen. Im Ubrigen wird die Einwendung zurtick-
gewiesen (siehe hierzu C.2.3.5.2 und C.2.4.1)

Zum Verbrauch der Flachen auf den Grundsticken FI. Nr. 3102, Gemarkung
Neuhof, und FI. Nr. 3100, Gemarkung Neuhof, wird auf C.2.3.5.1 verwiesen.
Eine Verringerung der Eingriffsintensitat im Hinblick auf diese Grundstlcke ist
nicht ohne Beeintrachtigung der Planziele mdglich.

Der Einwendung im Hinblick auf das Anschneiden des Waldmantels auf FI. Nr.
3091, Gemarkung Neuhof, wird durch die Zusage des Vorhabentragers, die
Waldrander zu unterpflanzen und die Auflage A.6.5.3 teilweise entsprochen.
Im Ubrigen wird die Einwendung zuriickgewiesen und der Einwender auf das
Entschadigungsverfahren verwiesen (siehe C.2.3.5.3).

Einwender P15

Der Einwendung hinsichtlich des geplanten Weges auf FI. Nr. 3134, Gemar-
kung Neuhof, zwischen den FI. Nr. 2869, Gemarkung Neuhof, und 3132, Ge-
markung Neuhof, wurde durch die Zusage des Vorhabentragers und die Ne-
benbestimmung A.6.6.5 entsprochen. Die Einmundung auf FI. Nr. 3132, Ge-
markung Neuhof, bei Bau-km 0+613 bleibt bestehen. In Bezug auf weitere Zu-
fahrten siehe oben C.2.3.5.2.

Der Ansicht des Einwenders, die Einsicht aus der geplanten Einmindung bei
Bau-km 0+542 sei sehr schlecht, kann nicht gefolgt werden.

Durch den geplanten Ausbau der St 2184 wird die Verkehrssicherheit auf der
Strecke verbessert (siehe C.2.2). Eine Erhéhung der Unfallgefahr ist mit dem
Ausbau nicht verbunden.

Zum Verbrauch der Flachen auf dem Grundstick des Einwenders wird auf
C.2.3.5.1 verwiesen. Eine Verringerung der Eingriffsintensitat im Hinblick auf
diese Grundstlcke ist nicht ohne Beeintrachtigung der Planziele mdglich. Eine
Verschwendung von landwirtschaftichem Grund sieht die Planfeststellungs-
behdrde vorliegend nicht. Der Flachenverbrauch durch das Vorhaben wird so
gering wie maoglich gehalten.

Soweit der Pachtzins des Einwenders durch den Ausbau der St 2184 ge-
schmalert wird, ist dies im nachfolgenden Entschadigungsverfahren zu be-
rucksichtigen.

Einwender P 16

Zur Einwendung hinsichtlich der Entwasserung in Richtung Oberschwarzach
siehe C.2.4.3.7.
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Der Einwendung im Hinblick auf das Anschneiden des Waldmantels wird
durch die vom Vorhabentrager zugesagte Unterpflanzung und die Auflage
A.6.5.3 teilweise abgeholfen. Im Ubrigen wird die Einwendung zuriickgewie-
sen (siehe C.2.3.5.3).

Einwender P17

Die Einwendung hinsichtlich der Ausgleichsflache ACEF 1 auf FI. Nr. 2961,
Gemarkung Neuhof wird zurtiickgewiesen. Die Ausgleichsflache dient der
Schaffung von potentiellen Uberwinterungs-, Sonn- und Eiablageplatzen und
Versteckmoglichkeiten fur Zauneidechsen. Sie ist von der Grofde auf das not-
wendige Mal beschrankt. Im Ubrigen wird auf C.2.3.5.1 verwiesen.

Der Einwendung, den 6FW auf FI. Nr. 2962, Gemarkung Neuhof, zu erhalten,
wird entsprochen (siehe A.6.6.3). Der Vorhabentrager hat die Anpassung der
Zufahrt an die geanderten Verhaltnisse zugesagt.

Die vorgetragene Schmalerung des Pachtzinses durch Verlust von Flachen ist
im Entschadigungsverfahren zu berucksichtigen (siehe C.2.3.5.1).

Der Flachenverbrauch durch das Vorhaben wurde so gering wie mdglich ge-
halten. Der Ausbau der Staatsstralde erfolgt bestandsorientiert. Die festgesetz-
ten Ausgleichsflachen sind aufgrund der Eingriffe in Natur und Landschaft
notwendig.

Einwender P18

Der Einwendung, den 6FW auf FI. Nr. 2962, Gemarkung Neuhof, zu erhalten,
wird entsprochen (siehe A.6.6.3). Der Vorhabentrager hat die Anpassung der
Zufahrt an die geanderten Verhaltnisse zugesagt.

Gesamtergebnis der Abwagung

AbschlieRend und zusammenfassend lasst sich feststellen, dass das Vorha-
ben auch unter Bertcksichtigung der Auswirkungen auf die Umwelt und das
Eigentum zugelassen werden kann. Den fur das Vorhaben sprechenden Be-
langen wird der Vorrang eingeraumt, denn die Realisierung der in diesem Be-
schluss aufgezeigten positiven Auswirkungen des Ausbaus der St 2184 dstlich
von Unterschwarzach in ihrer Gesamtheit erscheint fir das 6ffentliche Wonhl
erforderlich. Die Belange, die fir den Ausbau der St 2184 im gegenstandli-
chen Bereich sprechen, Uberwiegen im Rahmen der Abwagung und der Ge-
samtbetrachtung aller einzustellenden 6ffentlichen und privaten Belange, ins-
besondere wegen der bestandsorientierten Planung und zahlreicher beglei-
tender MalRnahmen, die mit unterschiedlichem Gewicht gegen das Vorhaben
sprechenden offentlichen und privaten Belange sowie die Umweltauswirkun-
gen. Diese konnten durch verschiedene Regelungen, die dem Vorhabentrager
aufzuerlegen waren, und durch diverse Zusagen des Vorhabentragers derart
abgemildert werden, dass unter Berlcksichtigung dieses Gesichtspunktes die
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Planungsentscheidung zugunsten des Bauvorhabens ausgewogen erscheint
und die entscheidungserheblichen Konflikte geldst sind. Uniberwindliche Hin-
dernisse und Verstdlie gegen striktes Recht sind nicht ersichtlich, die gesetzli-
chen Optimierungsgebote sind beachtet. Unter Beachtung aller Umstande ist
keine Alternative ersichtlich, die sich bei gleicher Verkehrswirksamkeit gegen-
Uber der plangegenstandlichen Variante des Ausbaus der St 2184 als eindeu-
tig vorzugswirdig darstellen wirde. Damit ist der vorgelegte Plan in der mit
diesem Beschluss festgelegten Form unter allen Gesichtspunkten ausgewo-
gen.

4 Wasserrechtliche gehobene Erlaubnis

Eine Ausnahme von der Konzentrationswirkung eines Planfeststellungsbe-
schlusses bilden gemal § 19 Abs. 1 WHG wasserrechtliche Erlaubnisse. Die
fur die Verwirklichung des Vorhabens erforderliche Erlaubnis wird daher unter
A.4 gesondert ausgesprochen.

Die Einleitung von Oberflachenwasser in oberirdische Gewasser bzw. dessen
Zielgerichtete Versickerung in den Untergrund stellt eine Gewasserbenutzung
dar, § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG. Als solche bedarf sie der behoérdlichen Erlaubnis,
§ 8 Abs. 1 WHG. Eine Erlaubnis gewahrt die widerrufliche Befugnis, ein Ge-
wasser zu einem bestimmten Zweck in einer nach Art und Mal} bestimmten
Weise zu benutzen, §§ 10 Abs. 1, 18 Abs. 1 WHG. Besteht hierfur ein offentli-
ches Interesse oder ein berechtigtes Interesse des Gewasserbenutzers, so
kann die Erlaubnis als gehobene Erlaubnis erteilt werden. § 11 Abs. 2 und
§ 14 Abs. 3 bis 5 WHG gelten entsprechend (§ 15 WHG).

Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn schadliche, auch durch Nebenbestim-
mungen nicht vermeidbare bzw. nicht ausgleichbare Gewasserveranderungen
zu erwarten sind oder andere Anforderungen nach &ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften nicht erflllt werden, § 12 Abs. 1 WHG. Schadliche Gewasserveran-
derungen sind Veranderungen von Gewassereigenschaften, die das Wohl der
Allgemeinheit beeintrachtigen oder die nicht den Anforderungen entsprechen,
die sich aus dem WHG, aus auf Grund des WHG erlassenen oder aus sonsti-
gen wasserrechtlichen Vorschriften ergeben, § 3 Nr. 10 WHG. Der Begriff des
Wohls der Allgemeinheit ist in diesem Zusammenhang weit zu verstehen. Un-
abhangig von konkreten Nutzungsabsichten oder Bewirtschaftungszielen sol-
len schadliche Verunreinigungen ebenso wie sonstige nachteilige Verande-
rungen der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des
Wassers verhitet werden, damit dieses du3erst sensible Umweltmedium Uber
den gegenwartigen Bedarf hinaus als intaktes Trinkwasserreservoir auch fur
die Zukunft erhalten bleibt (vgl. BVerwG, U. v. 16.03.2006, Az. 4 A 1075.04,
NVwZ-Beilage | 8/2000, Rdnr. 471).

Rechtsgrundlage fur Inhalts- und Nebenbestimmungen zur gehobenen Er-

laubnis sind § 15 Abs. 2 WHG i. V. m. §§12 Abs. 1 Nr. 1, 13 Abs. 1 und 2
WHG. Inhalts- und Nebenbestimmungen sind nicht nur aus Allgemeinwohl-
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gruinden, sondern auch zu dem Zweck zulassig, nachteilige Wirkungen fir an-
dere zu vermeiden oder auszugleichen, § 13 Abs. 1 WHG. Der gesetzliche
Vorbehalt fur nachtragliche Inhalts- und Nebenbestimmungen zur Erlaubnis
ergibt sich aus § 13 Abs. 1 und 2 WHG.

Die Entwasserungsabschnitte des gegenstandlichen Vorhabens sind in Unter-
lage 18.2 dargestellt und gliedern sich wie folgt:

In Entwasserungsabschnitt 1 (von Bau-km 0+400 bis 0+720) wird das auf der
Fahrbahn anfallende Oberflachenwasser auferhalb der Ortsdurchfahrt in
Entwasserungsmulden gesammelt. Es gelangt so Uber Straleneinlaufe und
langs der St 2184 verlegte Entwasserungsleitungen in den Vorfluter Almos-
bach (Einleitungsstelle E1).

In den Entwasserungsabschnitten 2 und 4 wird das StralRenoberflachenwas-
ser Uber Bankette und Dammbdschungen abgeleitet und versickert.

Im Entwasserungsabschnitt 3 (Bau-km 1+235 bis 1+705) fliel3t das Oberfla-
chenwasser von der Fahrbahn Gber das Bankett in die Entwasserungsmulden
der St 2184. Uber Einlaufschachte und eine Rohrleitung wird es dem Riickhal-
tebecken RRB 1-1 zugefihrt. Der gedrosselte Abfluss aus dem Becken wird in
den bestehenden stralenbegleitenden Entwasserungsgraben éstlich der GVS
nach Oberschwarzach eingeleitet. Von dort wird es Uber eine Rohrleitung im
unbefestigten Griinweg FI. Nr. 3133 der Gemarkung Neuhof in den bestehen-
den Graben entlang der Ortsstralle nach Oberschwarzach abgefiihrt und in
den Almosbach eingeleitet (Einleitungsstelle E2).

Das anfallende Oberflachenwasser in Entwasserungsabschnitt 5 (Bau-km
2+375 bis 2+590) wird in Mulden gesammelt und Uber Einlaufschachte und
eine Rohrleitung zum Entwasserungsabschnitt 3 geleitet.

In Entwasserungsabschnitt 6 (Bau-km 2+600 bis 2+730) wird das Wasser in
Mulden gesammelt und den bestehenden Entwasserungseinrichtungen der
St 2184 zugefuhrt.

Eine wasserrechtliche gehobene Erlaubnis ist fur die Entwasserungsabschnit-
te 1, 3, 5 und 6 notwendig. Die Erlaubnis wird im Einvernehmen mit der Unte-
ren Wasserrechtsbehérde am Landratsamt Bayreuth in Auslibung des Ermes-
sens der Planfeststellungsbehorde erteilt, weil bei Beachtung der unter A.6.1
formulierten Nebenbestimmungen keine schadlichen Gewasserveranderun-
gen zu erwarten sind. Andere Anforderungen nach offentlich-rechtlichen Vor-
schriften werden erfillt (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 WHG). Rechtsbeeintrach-
tigungen und Nachteile fir Dritte (§ 14 Abs. 3 und Abs. 4 WHG) sind ebenfalls
nicht zu erwarten. Das Wasserwirtschaftsamt Hof ist mit den vorgenommenen
Ansatzen und der Konzeption des Vorhabentragers einverstanden.
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5 Begriindung der straBenrechtlichen Verfigungen

Die Einziehung, die Umstufung und die Widmung der von der Planung be-
troffenen Strallen und Wege folgen aus Art. 6 Abs. 6, Art. 7 Abs. 5, Art. 8
Abs. 5 BayStrWG, soweit nicht Art. 6 Abs. 8, Art. 7 Abs. 6 oder Art. 8 Abs. 6
BayStrWG eingreifen.

Auf die Ausflihrungen in den Planunterlagen sowie die Bestimmungen unter
A.3 des Beschlusstenors wird erganzend verwiesen.

6 Kostenentscheidung

Die Entscheidung Uber die Kosten stutzt sich auf Art. 1 Abs. 1 und Art. 2
Abs. 1 KG. Von der Zahlung einer Gebuhr ist der Freistaat Bayern nach Art. 4
Satz 1 Nr. 1 KG befreit.
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D. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner
Bekanntgabe Klage bei dem
Bayer. Verwaltungsgericht in Bayreuth,
Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth,
Hausanschrift: Friedrichstra’e 16, 95444 Bayreuth,

schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses
Gerichts oder elektronisch in einer fiir den Schriftformersatz zugelassenen Form
erhoben werden.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur
Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und der
angefochtene Planfeststellungsbeschluss soll in Abschrift beigefligt werden. Der Klage
und allen Schriftsatzen sollen Abschriften flr die tbrigen Beteiligten beigefliigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Die Erhebung der Klage durch einfache E-Mail ist nicht zugelassen und entfal-
tet keine rechtlichen Wirkungen!
Nahere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen
Sie bitte der Internetprdsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit
(www.vgh.bayern.de).

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit
1. Juli 2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.

E. Hinweise

Die unter Punkt 2 des Beschlusstenors genannten Planunterlagen kdnnen sowohl beim
Staatlichen Bauamt Bayreuth als auch bei der Stadt Creufen und der Gemeinde
Speichersdorf eingesehen werden. Soweit der Planfeststellungsbeschluss zugestellt
worden ist, hat diese Auslegung keinen Einfluss auf den Lauf der Rechtsmittelfrist.

Witton
Regierungsdirektorin

Planfeststellungsbeschluss Seite 51 von 51



	Übersichtsplan
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	A. Entscheidung
	1 Feststellung des Plans
	2 Festgestellte Planunterlagen
	3 Straßenrechtliche Verfügungen
	4 Wasserrechtliche gehobene Erlaubnis
	4.1 Gegenstand
	4.2 Plan, Nebenbestimmungen

	5 Ausnahmen, Befreiungen
	6 Nebenbestimmungen
	6.1 Wasserwirtschaft
	6.2 Natur- und Landschaftsschutz, Artenschutz
	6.3 Lärmschutz
	6.4 Denkmalschutz
	6.5 Sonstige öffentliche Belange
	6.6 Anordnungen im Interesse Betroffener

	7 Entscheidungen über Einwendungen und Stellungnahmen
	8 Kostenentscheidung

	B. Sachverhalt
	1 Beschreibung des Vorhabens
	2 Ablauf des Planfeststellungsverfahrens

	C. Entscheidungsgründe
	1 Verfahrensrechtliche Beurteilung
	1.1 Notwendigkeit der Planfeststellung (einschließlich der Rechtsgrundlagen, Zuständigkeit, Konzentrationswirkung, Folgemaßnahmen) 
	1.2 Verfahren zur Prüfung der Umweltauswirkungen
	1.2.1 Umweltverträglichkeitsprüfung
	1.2.2 Verträglichkeitsprüfung Natura-2000-Gebiete
	1.2.3 Spezielle artenschutzrechtlichen Prüfung


	2 Materiellrechtliche Würdigung
	2.1 Rechtmäßigkeit der Planung
	2.2 Planrechtfertigung
	2.3 Öffentliche Belange, Belange von allgemeiner Bedeutung
	2.3.1 Planungsvarianten
	2.3.2 Immissionsschutz
	2.3.3 Naturschutz und Landschaftspflege
	2.3.3.1 Spezielles Naturschutzrecht
	2.3.3.1.1 Schutzgebiete/geschützte Flächen/ allgemeiner Artenschutz
	2.3.3.1.2 Besonderer und strenger Artenschutz
	2.3.3.1.2.1 Rechtsgrundlagen des besonderen und strengen Artenschutzes
	2.3.3.1.2.2 Grundlagen der artenschutzrechtlichen Beurteilung des Vorhabens
	2.3.3.1.2.3 Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung des Vorhabens


	2.3.3.2 Allgemeines Naturschutzrecht, Naturschutzrechtliche Kompensation (Folgenbewältigung)
	2.3.3.2.1 Eingriffsregelung
	2.3.3.2.2 Vermeidbarkeit/Unvermeidbarkeit der Beeinträchtigungen
	2.3.3.2.3 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

	2.3.3.3 Berücksichtigung der Naturschutzbelange

	2.3.4 Wasserrechtliche Belange
	2.3.5 Land- und Forstwirtschaft
	2.3.5.1 Flächenverbrauch/ Inanspruchnahme des Eigentums Dritter
	2.3.5.2 Wegemäßige Erschließung der landwirtschaftlich genutzten Grundstücke
	2.3.5.3 Forstwirtschaftliche Belange

	2.3.6 Jagdwertminderung, Schutz vor Wildverlusten
	2.3.7 Sonstige öffentliche Belange
	2.3.7.1 Radwegeneubau
	2.3.7.2 Denkmalschutz
	2.3.7.3 Träger von Versorgungsleitungen
	2.3.7.4 Fischerei
	2.3.7.5 Ortsdurchfahrtbereich Unterschwarzach


	2.4 Sonstige private Einwendungen
	2.4.1 Umwege, Erschwernisse bei Bestellung der Felder
	2.4.2 Ersatzlandstellung
	2.4.3 Einzelne Einwender
	2.4.3.1 Einwender P1
	2.4.3.2 Einwender P2
	2.4.3.3 Einwender P3
	2.4.3.4 Einwender P4 und P5
	2.4.3.5 Einwender P6
	2.4.3.6 Einwender P7
	2.4.3.7 Einwender P8
	2.4.3.8 Einwender P9
	2.4.3.9 Einwender P10
	2.4.3.10 Einwender P11
	2.4.3.11 Einwender P12
	2.4.3.12 Einwender P13
	2.4.3.13 Einwender P14
	2.4.3.14 Einwender P15
	2.4.3.15 Einwender P 16
	2.4.3.16 Einwender P17
	2.4.3.17 Einwender P18



	3 Gesamtergebnis der Abwägung
	4 Wasserrechtliche gehobene Erlaubnis
	5 Begründung der straßenrechtlichen Verfügungen 
	6 Kostenentscheidung 

	D. Rechtsbehelfsbelehrung
	E. Hinweise


<<

  /ASCII85EncodePages false

  /AllowTransparency false

  /AutoPositionEPSFiles true

  /AutoRotatePages /None

  /Binding /Left

  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)

  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)

  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CannotEmbedFontPolicy /Error

  /CompatibilityLevel 1.4

  /CompressObjects /Tags

  /CompressPages true

  /ConvertImagesToIndexed true

  /PassThroughJPEGImages true

  /CreateJobTicket false

  /DefaultRenderingIntent /Default

  /DetectBlends true

  /DetectCurves 0.0000

  /ColorConversionStrategy /CMYK

  /DoThumbnails false

  /EmbedAllFonts true

  /EmbedOpenType false

  /ParseICCProfilesInComments true

  /EmbedJobOptions true

  /DSCReportingLevel 0

  /EmitDSCWarnings false

  /EndPage -1

  /ImageMemory 1048576

  /LockDistillerParams false

  /MaxSubsetPct 100

  /Optimize true

  /OPM 1

  /ParseDSCComments true

  /ParseDSCCommentsForDocInfo true

  /PreserveCopyPage true

  /PreserveDICMYKValues true

  /PreserveEPSInfo true

  /PreserveFlatness true

  /PreserveHalftoneInfo false

  /PreserveOPIComments true

  /PreserveOverprintSettings true

  /StartPage 1

  /SubsetFonts true

  /TransferFunctionInfo /Apply

  /UCRandBGInfo /Preserve

  /UsePrologue false

  /ColorSettingsFile ()

  /AlwaysEmbed [ true

  ]

  /NeverEmbed [ true

  ]

  /AntiAliasColorImages false

  /CropColorImages true

  /ColorImageMinResolution 300

  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleColorImages true

  /ColorImageDownsampleType /Bicubic

  /ColorImageResolution 300

  /ColorImageDepth -1

  /ColorImageMinDownsampleDepth 1

  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeColorImages true

  /ColorImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterColorImages true

  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /ColorACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /ColorImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000ColorACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000ColorImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasGrayImages false

  /CropGrayImages true

  /GrayImageMinResolution 300

  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleGrayImages true

  /GrayImageDownsampleType /Bicubic

  /GrayImageResolution 300

  /GrayImageDepth -1

  /GrayImageMinDownsampleDepth 2

  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeGrayImages true

  /GrayImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterGrayImages true

  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /GrayACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /GrayImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000GrayACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000GrayImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasMonoImages false

  /CropMonoImages true

  /MonoImageMinResolution 1200

  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleMonoImages true

  /MonoImageDownsampleType /Bicubic

  /MonoImageResolution 1200

  /MonoImageDepth -1

  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeMonoImages true

  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode

  /MonoImageDict <<

    /K -1

  >>

  /AllowPSXObjects false

  /CheckCompliance [

    /None

  ]

  /PDFX1aCheck false

  /PDFX3Check false

  /PDFXCompliantPDFOnly false

  /PDFXNoTrimBoxError true

  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true

  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXOutputIntentProfile ()

  /PDFXOutputConditionIdentifier ()

  /PDFXOutputCondition ()

  /PDFXRegistryName ()

  /PDFXTrapped /False



  /CreateJDFFile false

  /Description <<



    /BGR <>

    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>

    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>

    /CZE <>

    /DAN <>

    /DEU <>

    /ESP <>

    /ETI <>

    /FRA <>

    /GRE <>



    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)

    /HUN <>

    /ITA <>

    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>

    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>

    /LTH <>

    /LVI <>

    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)

    /NOR <>

    /POL <>

    /PTB <>

    /RUM <>

    /RUS <>

    /SKY <>

    /SLV <>

    /SUO <>

    /SVE <>

    /TUR <>

    /UKR <>

    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)

  >>

  /Namespace [

    (Adobe)

    (Common)

    (1.0)

  ]

  /OtherNamespaces [

    <<

      /AsReaderSpreads false

      /CropImagesToFrames true

      /ErrorControl /WarnAndContinue

      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false

      /IncludeGuidesGrids false

      /IncludeNonPrinting false

      /IncludeSlug false

      /Namespace [

        (Adobe)

        (InDesign)

        (4.0)

      ]

      /OmitPlacedBitmaps false

      /OmitPlacedEPS false

      /OmitPlacedPDF false

      /SimulateOverprint /Legacy

    >>

    <<

      /AddBleedMarks false

      /AddColorBars false

      /AddCropMarks false

      /AddPageInfo false

      /AddRegMarks false

      /ConvertColors /ConvertToCMYK

      /DestinationProfileName ()

      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK

      /Downsample16BitImages true

      /FlattenerPreset <<

        /PresetSelector /MediumResolution

      >>

      /FormElements false

      /GenerateStructure false

      /IncludeBookmarks false

      /IncludeHyperlinks false

      /IncludeInteractive false

      /IncludeLayers false

      /IncludeProfiles false

      /MultimediaHandling /UseObjectSettings

      /Namespace [

        (Adobe)

        (CreativeSuite)

        (2.0)

      ]

      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK

      /PreserveEditing true

      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged

      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile

      /UseDocumentBleed false

    >>

  ]

>> setdistillerparams

<<

  /HWResolution [2400 2400]

  /PageSize [612.000 792.000]

>> setpagedevice



